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Abschiebung, Waffenhandel und andere Leidkulturen 
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Insbesondere seit diesem Jahr verweigert sich die Europäische 
Union mehr oder weniger vollständig der seerechtlichen Pflicht-
aufgabe, im Mittelmeer ertrinkende Flüchtlinge zu retten. Seit 
Jahresbeginn, klagt Amnesty International, seien schon mehr als 
2.000 Menschen zumeist auf der Fluchtroute von Libyen nach 
Malta und Italien umgekommen. Im vergangenen Jahr waren es 
5.000. Eine erhebliche Dunkelziffer muss wohl noch dazugerech-
net werden.

Laut UNHCR suchen Geflüchtete ihren Herkunftshöllen zu großer 
Zahl über das nordafrikanische Libyen nach Europa zu entkom-
men. Libyen ist nach der nordatlantischen Tabula Rasa gegen die 
seinerzeitige Ghaddafi-Regierung kein Staat mehr, hat keine sou-
veräne Regierung und wird von zahlreichen konkurrierenden, 
mal mehr und mal weniger islamistischen, aber sämtlich bra-
chial gewaltexzessiven Milizen und Warlords beherrscht. Diese 
machen mit illegalen Internierungen, Menschenhandel, Verskla-
vung, Folter und nicht zuletzt Erpressung von Angehörigen ihre 
ganz eigene Rechnung mit den im Lande gestrandeten Flüchtlin-
gen. Wer bis dahin noch keine hatte, wird spätestens in Libyen an 
anerkennungswürdigen Fluchtgründen mehr gegenwärtigen, als 
viele zu überleben vermögen. 

Selbst Außenminister Gabriel vergoss angelegentlich seines dies-
jährigen Libyenbesuchs ob der dort herrschenden Flüchtlingssitu-
ation einige Krokodilstränen in Kameras und Mikrofone. Seinen 
Einfluss auf einen Paradigmenwechsel bei der europäischen 
Abschottungspolitik geltend zu machen, kam ihm indes nicht in 
den Sinn. Dass die EU, mit erheblichen Zahlungen die „Küsten-
wache“ des Failed State Libyen in ihre Flüchtlingsabwehrstra-
tegie einkauft, ist indes nicht nur politisch geschmacklos, son-
dern auch völkerrechtswidrig. Die Opfer sind eine steigende Zahl 
Geflüchteter, die von diesen seetüchtig marodierenden Milizionä-
ren in ihren Seelenverkäufern aufgebracht, nach Libyen zurück-
verbracht werden und dort in berüchtigten Internierungslagern 
verschwinden oder durch Aussetzen dem Verrecken in der Wüste 
anheimgestellt werden.

SOS Méditerranée, M.O.A.S., Seewatch – es sind verschiedene 
private und ausnahmslos spendenfinanzierte Seenotrettungs-
schiffe, die versuchen, seit dem vergangenen Jahr dagegen zu 
halten. In internationalen Gewässern kreuzen sie dort, wo die 
EU-Agentur Frontex oder die Marinen europäischer Staaten sich 
nicht mehr blicken lassen. In kalkulierter Mischung von Über-
schätzung dieser NGOs und auf sie gemünzter Unterstellungen 
behauptet der italienische Generalstaatsanwalt, die mehr als 
50.000 Bootsflüchtlinge, die seit Jahresbeginn die Küsten seines 
Landes erreichten, hätten dies nur geschafft, weil die privaten 

Seenotretter*innen eng mit kriminellen libyschen Schleusern 
kollaborierten. Belege für solcherlei medial inszenierte 
Anschuldigun-gen bleibt die italienische Regierung allerdings 
schuldig. 

Zum Beispiel der CSU-Europapolitiker Markus Ferber beteiligt sich 
munter an solcher unverantwortlichen Kriminalisierung humani-
tärer Flüchtlingsüberlebenshilfe und folgt dabei dem italienischen 
Vorbild, konsequent auf Beweise zu verzichten. Das ist offenbar 
nur eins der propagandistischen Geschütze, die eine interessen-
geleitete Politik derzeit gegen flüchtlingssolidarisch engagierte 
Nichtregierungsakteure in Stellung bringen. Razzien gegen nord-
rhein-westfälische Kirchenasyle, innenministerieller bayerischer 
Druck gegen Wohlfahrtsverbände, die Kooperation mit dem 
Landesflüchtlingsrat zu unterlassen, oder Ermittlungsverfahren 
gegen Jugendliche, die sich der Abschiebung gut integrierter Mit-
schüler entgegenstellen, sind weitere Indizien für diesen Trend.

Jamaika – wer hätte das gedacht! – verkündet in Schleswig-Hol-
stein mit der im Koalitionsvertrag festgeschriebenen „humanen 
Flüchtlingspolitik als Leitlinie“ der Regierungspolitik andere Ziele. 
Ankündigungen von mehr guter und behördenunabhängiger 
Beratung, mehr Sprach- und Integrationsförderung für Geflüch-
tete, ermessenspositiverem Verwaltungshandeln, ein landes-
eigenes Aufnahmeprogramm, Förderung für die unabhängige 
Flüchtlingslobby und die ehrenamtliche Flüchtlingshilfe sowie 
diverse flüchtlings- und familienfreundliche Bundesratsinitiativen 
machen Hoffnung. Was die Realpolitik daraus macht und wie 
weit sich die Landespolitik sowohl vor als nach der Bundestags-
wahl destruktiven Einflüssen des Bundes zu erwehren vermag, 
bleibt abzuwarten. Wir sind gespannt.

Martin Link	 Kiel, 6. Juli 2017

Weinende Krokodile
und auf bessere Zeiten Hoffende

Editorial
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Schleswig-Holstein

Dass es keine ausdrückliche Absage 
Schleswig-Holsteins an die restriktive 
Abschiebungspolitik des Bundes gibt, ist 
bei aller Freude über die großen Linien im 
Koalitionsvertrag ernüchternd. Die Lan-
desregierung nimmt die Pläne ihrer Vor-
gängerin für eine norddeutsche Abschie-
bungshafteinrichtung auf und wird wohl 
das Ausreisezentrum in Boostedt weiter-
führen. Das sogenannte integrierte Rück-
kehrmanagement, das u. a. in Koopera-
tion zwischen dem Landesamt für Aus-
länderangelegenheiten und der Diako-
nie seit Jahresbeginn bei Betroffenen die 
Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise för-
dert oder, wenn dies nicht fruchtet, die 
Abschiebung vollstrecken soll, wird evalu-
iert werden. Doch nach dem Koalitions-
vertrag soll Abschiebung die Ultima Ratio 
bleiben. Beim Thema Aufenthaltsbeendi-
gung deutet sich indes ein Mehrarbeits-
bedarf für die landesweit in der Flücht-
lingssolidarität engagierten Initiativen an. 
Immerhin soll aber das Rendsburger ehe-

Jamaika setzt auf Kontinuität

„Humane Flüchtlingspolitik als Leitlinie“
der schleswig-holsteinischen Koalition

Martin Link,
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V.

Der Flüchtlingsrat Schles-
wig-Holstein begrüßt, dass 
sich die neue Landesre-
gierung einer weitgehend 
humanitär und rechtspo-
litisch bedarfsgerechten 
Flüchtlings- und Integra-
tionspolitik verschrieben 
hat. Zu bedauern ist 
die Ankündigung eines 
Abschiebungsregimes.

sprechende Ermessensbindung auferlegen 
würde, dann wäre das ein flüchtlingspoliti-
scher Quantensprung.

Im Aufnahmeprozedere sollen laut 
Jamaika künftig alle Asylsuchenden in 
der Regel sechs Wochen und nie länger 
als drei Monate in den Erstaufnahmela-
gern bleiben, bevor sie in die dezentrale 
Umverteilung kommen. Das ist zu begrü-
ßen. Ebenso trifft die Zusicherung, dass 
von Anbeginn an Geflüchtete landesge-
förderte Sprachförderung erhalten, ihre 
Kinder spätestens nach sechs Wochen in 
Regelschulen integriert werden und jun-
gerwachsene Flüchtlinge bis 27 Jahre 
Zugang in die Berufsschulen erhalten 
sollen, auf unbedingte Zustimmung des 
Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein.

Bessere Chancen für Geflüch-
tete in Schleswig-Holstein sind 
dringend nötig

Dass die Koalition sich dafür einsetzen 
will, bis dato bestehende Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge nicht anzutas-
ten, ist aus Sicht des Flüchtlingsrats aller-
dings zu wenig, wenn der Sorge um die 
Minderjährigen nicht durch nachhaltige 
Aufenthaltssicherung Ausdruck verliehen 
wird. Kinder gehören nicht ins Asylverfah-
ren. Und als Kinder eingereiste Geflüch-
tete dürfen nicht Zielgruppe von Aufent-
haltsbeendigung werden.

Bedauerlich ist auch, dass sich die Koali-
tionäre nicht entschließen konnten, bei 
der medizinischen Versorgung Geflüch-
teter mehr Weitherzigkeit und Mut zur 
Gleichbehandlung mit anderen Pflichtver-
sicherten an den Tag zu legen. Nach wie 
vor gilt auch künftig die Gesundheitskarte 
für Flüchtlinge an den diskriminieren-

malige Abschiebungsgefängnis geschlos-
sen bleiben.

Ob in Zweifelsfällen bei „Rückführungen 
in Staaten mit besonders unübersichtli-
cher Sicherheitslage“ tatsächlich im Zuge 
der laut Koalitionsvertrag geplanten Ein-
zelfallprüfungen der zuständigen Landes-
verwaltung regelmäßig „der Humanität 
Vorrang vor der Rückführung eingeräumt“ 
werden wird, bleibt abzuwarten. Ob 
diese Ankündigung nachhaltig umgesetzt 
wird, wird sich schon bald an der Frage 
der von der jüngsten Innenministerkon-
ferenz in Dresden nur auf die kurze Bank 
geschobenen Abschiebungen nach Afgha-
nistan beweisen müssen.

Die Jamaika-Pläne einer mobilen Asylver-
fahrensberatung und die einer unabhängi-
gen Clearingstelle für Illegalisierte könn-
ten allerdings die im Lande vorhandenen 
Unterstützungsstrukturen wirklich stär-
ken und verbessern. Eine behördenunab-
hängige Trägerschaft wäre für solche Ein-
richtungen eine notwendige Vorausset-
zung. 

Auf die im Koalitionsvertrag versprochene 
Gewährleistung der Anwendung eines 
asylunabhängigen und bleiberechtsorien-
tierten Aufenthaltsrechts warten gedul-
dete Flüchtlinge schon lang. In der Ver-
gangenheit ist die Anwendung der dies-
bezüglich längst vorhandenen Rechtslage 
nicht selten an der Verwaltungspraxis der 
Ausländerbehörden gescheitert. Einige 
Ausländerbehörden fallen dadurch auf, 
dass sie regelmäßig, wegen angeblich feh-
lender Mitwirkung der Betroffenen an der 
eigenen Abschiebung, die mögliche Ent-
scheidung zur Aufenthaltssicherung unter-
lassen. Wenn Jamaika tatsächlich künf-
tig die aufenthaltsgesetzliche Mitwirkung 
und v. a. ihre Erfüllung eindeutig definiert 
und den Ausländerbehörden eine ent-

http://www.frsh.de
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den Leistungskatalog des Asylbewerber-
leistungsgesetzes gebunden. Dass künf-
tig therapeutische Leistungen für Geflüch-
tete leichter zugänglich werden, kann nur 
passieren, wenn sie aus dem Entschei-
dungsbereich der Sozialbehörden heraus-
genommen und vollständig abrechenbar 
über die Gesundheitskarte den behan-
delnden Ärzt*innen zugewiesen werden.

Glückauf!

Dass sich die schleswig-holsteinische 
CDU-geführte Landesregierung mit einer 
ganzen Reihe flüchtlingspolitisch rele-
vanter Gesetzesinitiativen mit anderen 
schwarz geführten Ländern und dem Bun-
desinnenministerium anzulegen gedenkt, 
verdient hingegen Respekt.

Der im Koalitionsvertrag angekündigte 
Einsatz für einen Spurwechsel aus dem 
Asylverfahren in eine asylunabhängige 
Bleibeperspektive ist auch aus Sicht der 
Wirtschaft zielführend. Gleiches gilt für 
eine 3+2-Regelung, die in eine Aufent-
haltserlaubnis für Beschäftigte münden 
soll. Die im Koalitionsvertrag angekün-
digten Bundesratsinitiativen zur Verkür-
zung statt zur Verlängerung des Familien-
nachzugsverbots subsidiär Schutzberech-
tigter und zur Effizienzsteigerung der Blei-
berechtsregelung für insbesondere junge 
Langzeitgeduldete sind ohne jeden Zwei-
fel bedarfsgerecht und sollten zeitnah 
angegangen werden. 

Auch dass der unter den Koalitionären 
fortbestehende Dissens zur Festlegung 
weiterer angeblich sicherer Herkunftslän-
der zu Enthaltungen Schleswig-Holsteins 
im Bundesrat und damit im Ergebnis zu 
Schadensbegrenzung für die Betroffenen 
führen wird, begrüßt der Flüchtlingsrat.

Der Flüchtlingsrat begrüßt, dass Jamaika 
ein humanitäres Aufnahmekontingent von 
500 besonders schutzbedürftigen Flücht-
lingen beschlossen hat. Erwartet wird 
allerdings, dass diese humanitäre Initiative 
nicht einmalig bleibt, sondern als Einstieg 
des Landes in ein regelmäßiges eigenstän-
diges Resettlementprogramm seine Fort-
setzung finden wird.

Integration ist 
keine Einbahnstrasse

Schleswig-Holsteins Zukunft liegt im 
Selbstverständnis als Einwanderungs-
land und den daraus folgenden Ein-
sichten in die Bedarfe einer nach-
haltigen Flüchtlingsaufnahme- und 
Zuwanderungspolitik. Darin sind sich 
nicht nur Migrationsexpert*innen, 
Demograph*innen, Bildungsinstituti-
onen, Arbeitsmarktakteur*innen und 
Volkswirtschaftler*innen einig.

Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf 
die Bedarfe an eine sich interkulturell pro-
filierende Gesellschaft erscheint es folge-
richtig, dass Jamaika die Anerkennungs-
stellen für im Ausland Qualifizierte besser 
ausstatten will. Auch die Ankündigung 
im Koalitionsvertrag, mit dem Netzwerk 
„Mehr Land in Sicht! Arbeit für Geflüch-
tete in Schleswig-Holstein“ die Arbeits-
marktintegration von Geflüchteten mit 
Landesmitteln zu fördern, ist ohne Zwei-
fel bedarfsgerecht. Dieser Punkt könnte 
schnellstens umgesetzt werden. Der neue 
Arbeitsminister Bernd Buchholz hat beim 
Amtsantritt einen konkreten und sach-
dienlichen Vorschlag von Flüchtlingsrat 
und Paritätischem auf seinem Schreibtisch 
vorgefunden. 

Schließlich entspricht aus Sicht des Flücht-
lingsrats auch die Entscheidung zur Förde-

rung – zu wünschen wäre ggf. echte freie 
Trägerschaft – von antirassistischer sowie 
Antidiskriminierungsarbeit und -beratung 
den im Bundesland zunehmend offen-
sichtlich bestehenden Bedarfslagen.

Daher begrüßt der Verein auch das Vor-
haben der Landesregierung, einen Lan-
desaktionsplan gegen Rassismus auf den 
Weg zu bringen und dabei ressortüber-
greifende Aspekte zu berücksichtigen. Die 
bisher bestehenden Programme „Demo-
kratie leben!“ und das Landesprogramm 
zur Demokratieförderung und Rechts-
extremismusbekämpfung sind zu eng am 
Extremismusbegriff ausgerichtet. Rassis-
tischen Einstellungsmustern in der soge-
nannten Mitte der Gesellschaft sowie 
dem um sich greifenden rassistischen 
Populismus wird bis dato zu wenig Rech-
nung getragen. Ein Landesaktionsplan 
gegen Rassismus müsste dazu von ord-
nungs- und sicherheitspolitischen Interes-
sen entkoppelt und behördenunabhängig 
werden. Rassismus ist ein Angriff auf die 
vielfältige und weltoffene Gesellschaft ins-
gesamt und muss durch einen von allen 
demokratischen gesellschaftlichen Kräften 
ausgehandelten und getragenen Konsens 
(Landesaktionsplan) bekämpft werden. 
Hierzu sollte ein breit angelegter Betei-
ligungsprozess unter Federführung eines 
unabhängigen Trägers erfolgen.

Wert-Schätzung

Die nach Verlauten im Konsens zwischen 
allen Koalitionären beschlossene Fortfüh-
rung der institutionellen Landesförderung 
für den Flüchtlingsrat verstehen wir v. a. 
als Wertschätzung der für bedingungs-
lose Chancengerechtigkeit, sozialen Frie-
den und ungeteiltes Bleiberecht im Lande 
engagierten unabhängigen bürgerschaft-
lichen Initiativen der Flüchtlingshilfe und 
der antirassistischen Solidaritätsarbeit.

Ein Wermutstropfen ist, dass Jamaika 
zwar diverse ihres Erachtens wichtige 
Landespolitikbereiche mit einer zusätz-
lichen halben Milliarde zu finanzieren 
bereit ist, dabei aber die über das bis-
herige Alltagsgeschäft hinausreichenden 
Finanzbedarfe der innovativen Zukunfts-
themen Zuwanderung und Integration 
ausblendet. 

Koalitionsvertrag online: 
http://bit.ly/2sQABeE

 

Wenn Jamaika die aufenthaltsgesetzliche Mitwirkung 
und v. a. ihre Erfüllung eindeutig definiert und Auslän-
derbehörden eine Ermessensbindung auferlegt, wäre 

das ein flüchtlingspolitischer Quantensprung.

http://www.frsh.de
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Nach der letzten relativ großen Flücht-
lingszuwanderung 2015 reduzieren sich 
die Zahlen bei den Asylzugängen u. a. in 
Folge opferreicher europäischer Abschot-
tungsmaßnahmen und fragwürdiger Deals 
mit Drittstaaten auf jährlich ca. 200.000. 
Das Verhältnis von jährlich Asylzuwan-
dernden zu Einwohner*innen bewegt 
sich also im Verhältnis 1:410. Eine Grö-
ßenordnung, die, auch ohne das Externa-
lisierungs- und Weiterwanderungssaldo 
zu berücksichtigen, kaum gesellschaftli-
che Überforderungsängste zu rechtferti-
gen vermag. Dennoch bilden diese Men-
schen eine substanzielle Größe regelmä-
ßig wegen Verfolgung, Kriegsgefahren und 
Überlebensnöten aus Drittstaaten hierzu-
lande Aufnahme und Schutzsuchender, die 
eine kluge Bundespolitik einfordert. 

Eine Politik, die sich in Aufnahmeadminist-
rierung, Nichtanerkennung, nur selektiver 
Chancenvergabe und besonderer Schwer-
punktsetzung bei der Vollstreckung von 
Abschiebungen erschöpft, ist nicht ziel-
führend. Ebenso ungeeignet ist eine Poli-
tik, die sich gegenüber den im Asylverfah-
ren (vermeintlich) Erfolglosen in Kaser-
nierung und sozialer Ausgrenzung ver-
liert. Bedarfsgerecht wäre stattdessen 
eine Politik, die die Vitae, die erheblichen 
Potenziale und die hohen integrationsori-
entierten Motivationen aller hierzulande 
auf Zukunft hoffenden Frauen, Männer 
und Kinder und ihre Schutzbedarfe kons-
truktiv, sowohl in deren wie im Interesse 
der Aufnahmegesellschaft, in eine nach-
haltige, auf gerechte Teilhabe und Chan-
cengerechtigkeit ausgelegte Einwande-
rungspolitik münzt.

Zur Gestaltung einer integrationsori-
entierten, völkerrechtlich und humani-
tär ambitionierten sowie volkswirtschaft-
lich klugen Politik haben wir bestehende 
Bedarfe an eine Flüchtlings- und Integra-

tionspolitik der Bundesregierung in der 
19. Legislaturperiode und darüber hinaus 
niedergeschrieben.

Faire Asylverfahren

Die Qualität der Asylverfahrenspra-
xis ist im Höchstmaße defizitär. Zugang 
zu unabhängiger Verfahrensberatung vor 
der Asylanhörung besteht nur selten. 
Berichte über nur bedingt qualifizierte 
Entscheider*innen, über nicht ausrei-
chend sprachkompetente und nicht selten 
gegenüber den Asylsuchenden über-
griffige Dolmetscher*innen, über u. a. 
aus der Trennung von Anhörer*in und 
Entscheider*in resultierende Fehlentschei-
dungen, über die willkürliche Aussetzung 
von Asylentscheidungen zulasten bestimm-
ter Nationalitätengruppen und der hun-
derttausendfache Bearbeitungsrückstau 
kennzeichnen das Bild des für die Asylent-
scheidungen zuständigen und dem Bun-
desinnenministerium unterstellten Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge (BAMF).

Kriterien für die Schutzgewährung sind 
im Widerspruch zu weltweit eskalie-
renden Fluchtgründen zuungunsten der 
Betroffenen verändert worden. Bekamen 
2015 noch 99,7 Prozent der syrischen 
Antragsteller*innen Schutz gem. Genfer 
Flüchtlingskonvention (GFK), waren es 
2016 nur noch 57,6 Prozent und werden 
es 2017 absehbar weit unter 40 Prozent. 
Stattdessen bekamen Syrer*innen zu 
64,4 Prozent den minderwertigen, fami-
lien- und integrationsfeindlichen subsidi-
ären Schutz. Die Anerkennungsquote bei 
Afghan*innen stürzte – allen verfügba-
ren Informationen zur dort herrschenden 
Gewalt im selben Zeitraum zum Trotz 
– von 70 auf unter 40 Prozent. Allein im 
ersten Quartal 2017 gingen bundesweit 
rund 97.000 Klagen gegen Asylbescheide 

Humanitär ambitioniert
– volkswirtschaftlich klug

Vorschläge für die Flüchtlings- und
Integrationspolitik zur Bundestagswahl 2017

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein

Zuwanderung nach 
Deutschland ist nicht 
allein mit Blick auf 
demographische und 
arbeitsmarktpolitische 
Bedarfe wünschenswert. 
Flüchtlingszuwanderung 
beruft sich auf grundge-
setzliche und internatio-
nale Verpflichtungen, gilt 
aber als die am wenigsten 
steuerbare, allerdings die 
o. g. Bedarfe nicht minder 
bedienende, Form der 
Migration.
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bei den schon vordem vollkommen über-
lasteten Verwaltungsgerichten ein. Gleich-
zeitig eskaliert das BAMF die Lage weiter 
durch massenhaft vorgezogene Wider-
rufverfahren gegen anerkannte Kriegs-
flüchtlinge.

Forderungen:
•	 Festlegung von robusten Qualitätsstan-

dards und Fortbildungen zur Sicher-
stellung der fachlichen und persönli-
chen Eignung von Entscheider*innen 
und Dolmetscher*innen 

•	 Überprüfung aller negativ entschiede-
nen Asylverfahren seit 2016

•	 statt Widerrufen: Gruppenanerken-
nung für Kriegsflüchtlinge z. B. aus 
Afghanistan, Syrien, Irak oder Jemen, 
deren Asylverfahren abgelehnt wurden

•	 künftig rechtsstaatliche, faire und fach-
lich einwandfreie Asylverfahren durch 
das BAMF

•	 Ende aller Entscheidungsstopps

Vermeintlich 
Sichere Herkunftsstaaten

Sichere Herkunftsstaaten gibt es nicht. 
Das beweist allein die Zahl der Asylsu-
chenden aus dem Westbalkan, die seit 
2015 trotz Herkunft einen Schutzstatus 
zugesprochen bekommen haben. Romnija 
und Roma, kritische Journalist*innen und 
Homosexuelle werden dort verfolgt oder 
gewalttätig diskriminiert. Gleiches gilt 
für Minderheiten und Oppositionelle im 
Maghreb, den die scheidende Bundesre-
gierung auch gern per Gesetz als „sicher“ 
erklären würde.

Forderungen:
•	 Aufgabe des asylfeindlichen Modells 

„sicherer Herkunftsstaaten“: stattdes-
sen volle Rechte auf unvoreingenom-
mene und sorgfältige Einzelfallprüfung 
für alle Asylsuchenden

Integration

Vor dem Hintergrund, dass man die 
Dauer des Aufenthalts kaum vorhersagen 
kann, oft schon das Asylverfahren lange 
dauert, müssen alle hier Lebenden von 
Beginn an – auch aus Interesse der Auf-
nahmegesellschaft – mit Chancen auf Bil-
dung, Arbeit und soziale Teilhabe ausge-
stattet werden. Dazu zählen der Zugang 
zu Schule, Studium und Ausbildung für 
Jugendliche und junge Erwachsene inklu-
sive entsprechender Fördermöglichkei-
ten sowie der unbeschränkte Zugang zu 
Arbeit und Selbstversorgung. Individu-

elle Arbeitsverbote bei gleichzeitiger Ali-
mentierung durch den Sozialstaat dienen 
häufig schlicht dem Zweck bewuss-
ter Schlechterstellung und – indes nicht 
erfolgreicher – Abschreckung. Ein sozia-
ler oder ökonomischer Nutzen ist damit 
für niemanden verbunden, im Gegenteil. 
Auch Arbeitsverbote aufgrund angebli-
cher „schlechter Bleibeperspektive“ sind 
diskriminierend.

Bundesweit bestehen heterogene Netz-
werke berufsbildungs- und arbeitsmarkt-
orientierter Förderung von Migrant*innen 
mit und ohne Fluchtmigrationshintergrund 
– allerdings nur geförderte Projekte und 
nicht flächendeckend. Insbesondere in 
einigen ländlichen Regionen und für weib-
liche Geflüchtete bedarf es mehr spezi-
fischer Integrationsförderangebote. Mit 
Blick auf die auf dem Nachweis von Inte- 
grationsleistungen basierenden aufent-
haltsrechtlichen Möglichkeiten der Auf-
enthaltsverfestigung jenseits des Asyls soll-
ten die o. g. Förderprogramme als Rege-
langebote verstetigt werden. Das regelmä-
ßig negative Ermessen von Ausländerbe-
hörden zum kalkulierten Unterlaufen der 
3+2-Regelung oder anderer Zugänge in 
qualifizierte Ausbildung oder Arbeit muss 
unterbunden werden. Struktureller, die 
nachhaltige Integration von Geflüchteten in 
den Arbeitsmarkt behindernder Rassismus 
muss bekämpft werden.

Forderungen
•	 Abschaffung des ausländerrechtlichen 

Arbeitsverbots
•	 Aufgabe der zweifelhaften Trennung 

von Menschen nach vermeintlich guter 
oder schlechter Bleibeperspektive nach 
Herkunftsländern

•	 Öffnung von Integrationsangeboten zu 
Sprache und Arbeit für alle Geflüchte-
ten

•	 Verstetigung bis dato Bundes-/ESF-
geförderter Netzwerkangebote zur 
arbeitsmarktlichen Integration von 
Geflüchteten

•	 Zugang zu den staatlichen Integrations-
kursen und Maßnahmen der Arbeits-
förderung (SGB III) für alle Asylsuchen-
den während des Verfahrens

•	 Verankerung eines Rechts auf In-
anspruchnahme von Übersetzungs- 
und Dolmetscherleistungen im Sozial-
gesetzbuch (SGB I)

•	 Erlass zur verbindlichen Erteilung von 
Anspruchsduldungen schon bei ausbil-
dungsvorbereitenden Brückenschlägen 
in die 3+2-Regelung (IntG)

•	 Gewährleistung von Ausbildungsförde-
rung (BAB und BAFÖG) für alle Kinder 

und jungen Erwachsenen ohne War-
tezeit

•	 Gesetz zum Spurwechsel von 
Asylantragsteller*innen in einen Auf-
enthaltstitel zur Aufnahme von Stu-
dium, Ausbildung und Arbeit

•	 ein Geflüchtete einbeziehendes, Par-
tizipation gewährendes und Rassismus 
entgegen wirkendes Bundesteilhabe-
gesetz

Soziale und medizinische 
Gleichbehandlung

Das Sozialstaatsprinzip des Grundgeset-
zes (Art. 20 und 28 GG) und die Würde 
des Menschen (Art. 1 GG) gebieten es, 
dass Menschen ein soziokulturelles Exis-
tenzminimum bei Hilfebedürftigkeit und 
einklagbare Rechte auf Hilfe durch den 
Staat erhalten. Eine bedarfsgerecht qualifi-
zierte und dem Prinzip der Gleichbehand-
lung entsprechende soziale und medizini-
sche Versorgung gehört zur unteilbaren 
Menschenwürde.

Forderungen:
•	 Beseitigung des diskriminierenden und 

verfassungsfeindlichen Asylbewerber-
leistungsgesetzes

•	 uneingeschränkte Gesundheitsversor-
gung für Geflüchtete und Papierlose 
auf Gesundheitskarte statt qualitativer 
Unterversorgung gegenüber anderen 
Pflichtversicherten

•	 bedarfsgerechte psychiatrische und 
psychotherapeutische Versorgung von 
traumatisierten Flüchtlingen

•	 Gleichstellung sozialer Leistungen für 
alle Geflüchteten; keine Sachleistungen 
und Kürzungs-Sanktionen für Aufent-
haltsgestattete und Geduldete

Schutz- und Sozialstandards 
für besonders Schutzbedürfti-
ge einhalten

Viele Flüchtlinge haben einen besonde-
ren Schutzbedarf: Das sind v. a. unbeglei-
tete Minderjährige, Menschen mit Behin-
derungen und mit schweren körperlichen 
oder psychischen Erkrankungen, schwan-
gere Frauen und Alleinerziehende, Über-
lebende von Menschenhandel, Folter-, 
Vergewaltigungs- und andere Gewaltop-
fer. Die EU-Aufnahmerichtlinie (2013/33/
EU) schreibt vor, dass sich die Aufnahme-
staaten um diese vulnerablen Personen 
in besonderer Weise kümmern sollen. 
Gleichwohl fehlt in Deutschland immer 
noch ein Aufnahmekonzept, das sowohl 
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Zugänge zu Hilfe- und Beratungsleistun-
gen als auch die besonderen Unterbrin-
gungs- und Betreuungsbedarfe bundes-
einheitlich regelt. In Deutschland werden 
viele der vulnerablen Menschen von Rege-
langeboten ausgeschlossen, oder es wird 
ihre besondere Schutzbedürftigkeit expli-
zit in Frage gestellt. 

Dringend erforderlich sind auch Schutz-
konzepte, die für Frauen und Kinder 
Sicherheit und Gesundheit gewährleisten. 
Mindeststandards dafür hat das Bundesfa-
milienministerium in Zusammenarbeit mit 
Fachorganisationen 2016 vorgelegt. Funk-
tionierende Schutzkonzepte sind aller-
dings in vielen Großunterkünften (noch) 
nicht umgesetzt.

Forderungen
•	 die Entwicklung eines Konzepts zur 

frühestmöglichen, systematischen Iden-
tifizierung von vulnerablen Flüchtlingen

•	 die Gewährleistung einer bedarfs-
gerechten Unterstützung besonders 
schutzbedürftiger Menschen, v. a. die 
umfassende Anwendung des SGB VIII 
und den gleichberechtigten Zugang zu 
(psycho-)therapeutischen Angeboten

•	 evaluierbare Kontrollmechanismen zum 
Schutz gegen Misshandlung und Miss-
brauch von schutzsuchenden Menschen

Familiennachzug

Das Recht, als Familie zusammenleben zu 
können, ist grund- und menschenrechtlich 
verbrieft: im Grundgesetz (Art. 6), in der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
(Art. 8) und weiteren Menschenrechts-
konventionen wie z. B. dem Internatio-
nalen Pakt für bürgerliche und politische 
Rechte (Art. 17) und mittelbar der Kin-
derrechtskonvention (Art. 3 und 10). 

Allein um die Flüchtlingszahlen zu begren-
zen, hat aber die Bundesregierung mit 
dem Asylpaket II im März 2016 die Chan-
cen von Flüchtlingen, ihre engsten Ange-
hörigen nachzuholen, massiv beschnitten: 
Für lediglich subsidiär Schutzberechtigte 
ist mindestens bis März 2018 der Famili-
ennachzug ausgeschlossen. Im vergange-
nen Jahr betraf dies bundesweit 153.700 
Menschen – das waren rund 22 Prozent 
aller Asylentscheidungen. Insbesondere 
für Minderjährige bedeutet das praktisch 
den dauerhaften Ausschluss vom Eltern- 
und Geschwisternachzug, sobald sie voll-
jährig werden.

Doch auch anerkannte Flüchtlinge 
können ihr Recht auf Familie häufig nicht 

in Anspruch nehmen: Der im deutschen 
Recht gesicherte Anspruch auf Famili-
ennachzug für die Kernfamilie ist in der 
Praxis vielfach kaum erreichbar. Durch 
unverhältnismäßig lange Wartezeiten bei 
den deutschen Auslandsvertretungen und 
bürokratische Vorgaben wird die Bear-
beitung von Anträgen auf Familiennach-
zug verschleppt. Aufgrund verschärfter 
Vorgaben des Auswärtigen Amts wird der 
Nachzug der Eltern unbegleiteter Minder-
jähriger mit Schutzstatus ausgehebelt über 
die Ablehnung des Nachzugs der zugehö-
rigen Geschwister. 

Der Nachzug von nahestehenden Ange-
hörigen, die nach geltender Rechtslage 
nicht zur „Kernfamilie“ gehören – etwa 
Großeltern, Onkel, Tanten oder knapp 
volljährig gewordene Kinder – liegt im 
aufenthaltsrechtlichen Härtefallermes-
sensbereich und läuft praktisch gegen 
Null. 

Zuletzt hat die Bundesregierung 2017 in 
einer Abmachung mit der griechischen 
Regierung dafür gesorgt, dass der Zuzug 
von Familienangehörigen aus Griechen-
land im Rahmen der Dublin-Verordnung 
künstlich auf knapp 70 Personen monat-
lich begrenzt wird – entgegen den beste-
henden Rechtsansprüchen der Betroffe-
nen.

All diese Regelungen führen zu inakzepta-
blen, langjährig befristeten oder auf Dauer 
angelegten Familientrennungen. 

Forderungen:
•	 unverzügliche Revidierung der famili-

enfeindlichen Aussetzung des Familien-
nachzugs für subsidiär Geschützte

•	 keine Blockaden gegen Geschwister-
nachzug bei anerkannten minderjähri-
gen Flüchtlingen

•	 Sicherstellung einer zügigen Visaertei-
lung für Angehörige von Flüchtlingen 
und der Verzicht auf nicht erfüllbare 
bürokratische Nachweiserfordernisse

•	 über die Etablierung eines Familienbe-
griffs im Aufenthaltsrecht einen regel-
mäßigen Rechtsanspruch auf effekti-
ven Familiennachzug über die Kern-
familie hinaus, der auch den kulturell 
oder kriegsbedingt bestehenden fakti-
schen Bindung der Betroffenen Rech-
nung trägt

•	 Neudefinition des Familienbegriffs im 
Aufenthaltsrecht, der der faktischen 
familiären Bindung Rechnung trägt. Es 
muss die Definition aus § 3 des Freizü-
gigkeitsgesetzes/EU ins Aufenthaltsge-
setz übernommen werden

Gut beraten statt aufgedräng-
ter Freiwilligkeit

Zurzeit wird in Bund und Ländern eine 
staatliche Rückkehrberatung ausgebaut 
und zunehmend zur Regel gemacht, sogar 
vor der Asylantragstellung. Eine staat-
liche oder in freier Trägerschaft mittel-
bar diesbezüglichen staatlichen Interes-
sen dienende „Beratung“ mit dem Ziel 
einer Rückkehr, noch dazu während einer 
laufenden Asylprüfung, verunsichert die 
Menschen, täuscht ihnen Chancenlosig-
keit vor, setzt sie unter erheblichen Druck 
und führt im schlimmsten Fall dazu, dass 
sie wider besseres Wissen in Überlebens-
risiken geraten.

Im Einzelfall kann eine Rückkehr sinn-
voll und ihre staatliche Förderung für den 
Betroffenen hilfreich sein. Dies setzt aber 
einen unvoreingenommenen Blick auf die 
Situation voraus. Eine solche perspek-
tivenoffene Beratung geschieht idealer-
weise nicht in Kollaboration mit staatli-
chen Stellen und grenzt sich vom behörd-
lichen Interesse ab, die freiwillige Rück-
kehr als eine kostengünstigere Form der 
Abschiebung zu propagieren. Gute Bera-
tung umfasst das Ausloten der Rückkehr-
möglichkeiten und etwaiger Gefährdun-
gen, die Rückkehrförderung ebenso wie 
die Prüfung alternativer aufenthaltsrechtli-
cher Möglichkeiten und die Unterstützung 
bei entsprechenden Wegen. 

Forderungen:
•	 flächendeckende, kostenlose, quali-

fizierte und unabhängige Asylverfah-
rens- und Aufenthaltsrechtsberatung 
für alle Asylsuchenden vor Beginn und 
während des Verfahrens im Sinne einer 
Interessensvertretung der Betroffenen

•	 keine Etablierung einer staatlichen 
Zwangsrückkehrberatung; stattdes-
sen die Möglichkeit der freiwilligen In-
anspruchnahme einer ergebnisoffenen 
Perspektivberatung durch tatsächlich 
unabhängige Akteure

Keine Lager-Wohnverpflich-
tung in Ausreisezentren – 
Keine Abschiebungshaft

Die Unterbringung von Asylsuchenden, 
zunächst in der Erstaufnahme der Länder, 
dann in den Kommunen, wird staatlich 
organisiert, selbst wenn eine Aufnahme 
bei Verwandten und Freunden mög-
lich wäre. Mit dem Asylpaket I wurde 
die Möglichkeit, Asylsuchende zum Ver-
bleib in der Erstaufnahmeeinrichtung zu 
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zwingen, auf sechs Monate ausgedehnt. 
Mit dem „Gesetz zur besseren Durchset-
zung der Ausreisepflicht“ (Bundestagsbe-
schluss vom Juni 2017) droht die dauer-
hafte Kasernierung von der Ankunft bis 
zur Ausreise: Danach sollen noch mehr 
Schutzsuchende – angeblich solche ohne 
und mit nicht sicherer Bleibeperspektive 
– für bis zu zwei Jahre interniert werden. 
Seit 2015 wurden die Möglichkeiten zur 
Wohnverpflichtung in zentralen Ausrei-
sezentren und zur Inhaftierung gesetz-
lich immer weiter ausgeweitet. Zahlrei-
che aufhebende BGH-Entscheidungen der 
letzten Jahre aber zeigen, dass Haft trotz 
gesetzlicher Beschränkungen leichtfertig 
und rechtsfehlerhaft verhängt wird. 

Seit Juli 2015 kann zudem die Mehrheit 
der Asylsuchenden, die unter die Dub-
lin-III-Verordnung fallen, in Haft genom-
men werden. Wer aus einem anderen 
EU-Staat vor Abschluss des Asylverfah-
rens einreist, kann allein deswegen schon 
in Haft genommen werden – ohne dass 
sich jemand mit seiner Leidensgeschichte 
oder seinem Schutzbedarf auseinanderge-
setzt hätte.

Um abzuschieben und um die hohen 
verfassungsrechtlichen Anforderun-
gen an eine Haft wie die Abschiebungs-
haft zu umgehen, wurde das Instrument 
des sogenannten „Ausreisegewahrsams“ 
geschaffen. Zunächst bis zu vier Tage, in 
Zukunft bis zu zehn Tagen sollen Men-
schen isoliert werden. 

Forderungen:
•	 Beschränkung der Unterbringung in 

einer Erstaufnahmeeinrichtung auf 
einen maximalen Zeitraum von sechs 
Wochen

•	 Abschaffung des Ausreisegewahrsams 
und von Ausreisezentren als „Ersatz-
haft“

•	 Einführung von unabhängiger Bera-
tung / einen Rechtsbeistand für jede*n 
Inhaftierte*n

•	 keine Inhaftierung von Schutzsuchen-
den: Flucht ist kein Verbrechen – das 
Interesse im rettenden Exil zu bleiben, 
auch nicht!

Keine Abschiebungen in 
Kriegs- und Krisengebiete 

Schlechte Asylverfahren bedingen, dass 
begründet Geflüchtete schutzlos bleiben. 
Auch wenn individuelle Verfolgung oder 
Foltergefahr nicht belegt werden konnte, 
bestehen regelmäßig gravierende men-
schenrechtliche Bedenken, die Betrof-
fenen abzuschieben. Von möglichen 
Abschiebungsstopps wird derzeit aber so 
gut wie kein Gebrauch mehr gemacht.

Abschiebungen, z. B. nach Afghanistan, 
sind wegen bestehender Rückkehrrisiken 
nicht zu verantworten. Bund und Länder 
haben zwölf Jahre bewusst nicht nach 
Afghanistan abgeschoben. Seit Dezem-
ber 2016 gilt das auf Betreiben des Bun-
desinnenministers nicht mehr. Im ganzen 

Land eskaliert der Krieg gegen Aufstän-
dische. Zwangsrekrutierung, Verge-
waltigung, Erpressungen und tägliche 
Attentate gegen Zivilisten und staatli-
che Organe machen das Leben zur Hölle. 
Vom Bund behauptete „sichere Gebiete“ 
gibt es nicht – oder sie sind für Rückkeh-
rende unerreichbar bzw. verschieben sich 
immer wieder. Die Bundespolitik verwei-
gert sich konsequent diesen Erkenntnis-
sen. Erst ein schwerer Anschlag auf die 
deutsche Botschaft in Kabul Ende Mai 
2017 führte zu einer, allerdings nur vor-
übergehenden, Aussetzung von Abschie-
bungen. Die Sicherheitslage soll vor 
diesem Hintergrund neu bewertet 
werden. Am Beispiel Afghanistans zeigen 
sich die Bestrebungen, Abschiebungen 
um jeden menschlichen Preis durchzuset-
zen. Rückkehrrisiken und Gefährdungsla-
gen werden ignoriert. Heute Afghanistan, 
morgen Syrien, Jemen und Irak? Die Ent-
wicklung Deutschlands zum Abschiebel-
and muss gestoppt werden.

Forderungen:
•	 keine Abschiebungen in Kriegs- und 

Krisengebiete, insbesondere nicht nach 
Afghanistan, nicht in den Irak oder in 
andere Höllen

•	 Anwendung von Abschiebungsstopps, 
damit die Betroffenen Rechtssicherheit 
und Perspektiven erhalten

•	 Gewährung eines Aufenthaltsrechts 
statt jahrelanger Duldungen für dieje-
nigen, die faktisch nicht abgeschoben 
werden können
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Was tun, wenn die Abschiebung droht?

Rechtsweg, Integration, KirchenasylAndrea Dallek,
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V.

Im Jahr 2015 haben sich in 
ganz Schleswig-Holstein 
Initiativen gegründet, 
die Flüchtlinge willkom-
men geheißen haben. 
Inzwischen sind – je nach 
Herkunftsland – viele 
willkommen geheißene 
und integrierte Flüchtlinge 
von einer Abschiebung be-
droht. Bei einer Ablehnung 
im Asylverfahren gibt es 
noch einige Möglichkeiten, 
aktiv zu werden.

eine Abschiebung möglich. Die „Dul-
dung“ meint die vorübergehende Ausset-
zung der Abschiebung (§ 60a AufenthG) 
und ist kein Aufenthaltstitel. Sie wird 
gegeben, wenn rechtliche oder tatsächli-
che Gründe eine Ausreise oder Abschie-
bung verhindern. Personen im Duldungs-
status werden weiter versorgt (durch z. B. 
Unterbringung, Geldleistungen, medizini-
sche Notversorgung). Eine Abschiebung 
ins Herkunftsland kommt für viele Betrof-
fene überraschend. Der Termin darf 
vorher nicht von der Ausländerbehörde 
mitgeteilt werden. Nur in Dublin-Verfah-
ren kann der Termin genannt werden, um 
sich auf die Abschiebung vorzubereiten. 
Da ich mich mit einer Duldung eigent-
lich nicht in Deutschland aufhalten soll, gilt 
die Ablehnung als ausreichender Hinweis, 
dass eine Abschiebung bevorstehen kann.

Doch nicht alle Menschen im Duldungs-
status werden abgeschoben. In eini-
gen Fällen liegen schwere Erkrankungen 
vor, die gut dokumentiert sind und eine 
Abschiebung erst einmal verhindern. Oft 
geht es inzwischen nur noch um die Frage 
der Reisefähigkeit – also ob der Körper 
eine Reise z. B. in einem Flugzeug über-
stehen würde. In anderen Fällen liegt 
kein Pass vor. Damit kann eine internati-
onale Reise (was eine Abschiebung auch 
immer ist) nicht durchgeführt werden. 
Die Ausländerbehörden oder das Landes-
amt für Ausländerangelegenheiten können 
in einigen Fällen Passersatzpapiere oder 
Grenzübertrittsbescheinigungen bean-
tragen bzw. ausstellen, damit eine Reise 
/ Abschiebung trotzdem durchgeführt 
werden kann.

Abschiebungen verhindern?!

Es gibt verschiedene Wege, um gegen 
eine drohende Abschiebung aktiv zu 
werden. Leider wird es nicht in jedem 

Wenn das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) einen Asylantrag 
prüft, geht es in erster Linie um die Fluch-
tursachen und die Erlebnisse im Her-
kunftsland. Es gibt vier Möglichkeiten für 
ein Bleiberecht durch das BAMF:
1.	Asylberechtigung: politische Verfolgung 

durch den Staat, Einreise nicht über 
einen sicheren Drittstaat

2.	 Flüchtlingseigenschaft nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention (GFK): politi-
sche Verfolgung durch den Staat oder 
fehlender Schutz vor Verfolgung durch 
den Staat aufgrund von Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
(Religion, Geschlecht, sexuelle Orien-
tierung etc.), Einreise über einen siche-
ren Drittstaat ist kein Ausschlussgrund

3.	 subsidiärer (hilfsweiser, nachrangiger) 
Schutz vor Folter, Krieg, Todesstrafe

4.	Abschiebungsverbot bei Gefahr für 
Leib und Leben, z. B. Menschenrechts-
verletzungen, lebensbedrohliche / 
schwerwiegende Krankheit, die im 
Herkunftsland nicht behandelt werden 
kann

Alle anderen Entscheidungen des 
BAMF führen nicht zu einem Bleibe-
recht. Entweder wird ein Asylverfahren 
hier nicht durchgeführt, weil ein ande-
rer Staat zuständig ist, oder das Asylver-
fahren wurde hier durchgeführt und alle 
vier Möglichkeiten eines Bleiberechtes 
wurden verneint. Es gibt auch Asylverfah-
ren, die wieder eingestellt werden, weil 
Personen Deutschland wieder verlassen 
haben oder weil Behördenpost als „unzu-
stellbar“ nicht zugestellt werden konnte. 
Wichtig ist, eine Adressänderung dem 
BAMF immer mitzuteilen.

Wer eine Ablehnung im Asylverfahren 
erhält, bekommt eine Frist für die selb-
storganisierte Ausreise aus Deutsch-
land – egal wohin. Danach kann eine Dul-
dung erteilt werden – und damit ist ggf. 

http://www.frsh.de
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Einzelfall eine Lösung geben. Darum 
sei hier schon einmal darauf hingewie-
sen, dass in jedem Fall bei der Ableh-
nung im Asylverfahren eine Fachbera-
tungsstelle aufgesucht werden sollte, um 
für den konkreten Fall die möglichen 
Wege zu suchen. Nicht alle Wege sind für 
alle Menschen passend, nicht alle Perso-
nen sind gleich. Das bedeutet auch, dass 
die Betroffenen die Strategie selbst ent-
scheiden können müssen. Unterstützung 
bedeutet also, so viele Informationen wie 
möglich zu sammeln, um bei allen Hand-
lungen auch die möglichen Konsequenzen 
abschätzen zu können.

Rechtsweg

Es ist bei jedem Bescheid vom BAMF – 
wie von jeder anderen Behörde – mög-
lich, eine Klage vor dem Verwaltungsge-
richt in Schleswig einzureichen. Die Kla-
gefristen stehen am Ende des Beschei-
des in der Rechtshilfebelehrung – gültig ist 
die deutsche Version der Rechtshilfebe-
lehrung; in den Übersetzungen sind leider 
in wenigen Einzelfällen Fehler entdeckt 
worden.

Beim Gerichtsverfahren gibt es keinen 
Zwang für eine anwaltliche Vertretung 
– wenn die Klage aber wegen Formfeh-
lern nicht angenommen wird, ist die Kla-
gefrist meist vorbei und dieser Weg ist 
versperrt. Das Gericht überprüft, ob 

das BAMF die „richtige“ Entscheidung 
im Einzelfall getroffen hat. Für die Anhö-
rung bei Gericht ist eine gute Vorberei-
tung wichtig. Die Klagenden müssen ihre 
eigene Geschichte noch einmal glaubhaft 
und ausführlich erzählen. Das Anhörungs-
protokoll vom BAMF liegt dem Gericht 
vor. Ggf. muss auch erklärt werden 
können, warum in der BAMF-Anhörung 
bestimmte Dinge nicht oder nicht so aus-
führlich berichtet worden sind wie in der 
Gerichtsverhandlung.

Wer einer Anwältin oder einem Anwalt 
einen Auftrag gibt, muss die Rechnung 
auch bezahlen. Allerdings ist es möglich 
Prozesskostenhilfe zu beantragen.

Das Gericht kann dann entweder die Ent-
scheidung vom BAMF bestätigen oder das 
BAMF auffordern, eine neue Entscheidung 
zu treffen. Dabei wird das Ergebnis vom 
Gericht vorgegeben und das BAMF muss 
den Bescheid neu schreiben.

Wenn sich in den letzten drei Monaten 
gravierende Dinge im Herkunftsland oder 
im Leben hier in Deutschland verändert 
haben (z. B. Putsch, Outing von Homo-
sexualität, Zeug*innen für frühere Ver-
folgung sind in Deutschland angekom-
men, Beweise wie ein Todesurteil liegen 
nun schriftlich vor etc.), kann ein Folge-
asylverfahren begonnen werden. Es gibt 
kein zweites Asylverfahren mit denselben 
Gründen und Beweisen, wie beim ersten 

Mal. Der Asylfolgeasylantrag muss mit 
einer ausführlichen schriftlichen Begrün-
dung persönlich beim BAMF abgegeben 
werden.

Integration

Es gibt verschiedene Wege, über die Inte-
gration in die hiesige Gesellschaft ein Blei-
berecht zu bekommen. Dafür ist nicht das 
BAMF zuständig, sondern die Ausländer-
behörden vor Ort.

Es gibt die Ausbildungsduldung 
(3+2-Regelung). Wenn ein Ausbildungs-
platz in einem qualifizierten Ausbildungs-
beruf gefunden ist, muss der Vertrag bei 
der zuständigen Kammer eingetragen 
werden. Danach kann ich die Duldung 
während der Ausbildung bei der Aus-
länderbehörde beantragen. Wenn keine 
Ausschlussgründe (z. B. ist der Abschie-
bungsflug schon gebucht) vorliegen und 
die Ausbildung sehr bald beginnt, muss 
die Ausländerbehörde diese Duldung 
erteilen. Nach in der Regel drei Jahren 
der Ausbildung kann dann die Aufent-
haltserlaubnis zum Zwecke der Arbeit 
für zwei Jahre beantragt werden. Dabei 
muss die Arbeitsstelle in dem Tätigkeits-
bereich liegen, in dem auch die Ausbil-
dung gemacht wurde. Im Anschluss kann 
eine Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke 
der Arbeit auch beantragt werden, wenn 
in einem anderen Bereich gearbeitet 

Teilnehmer*innen der landesweiten Demonstration am 10. Juni 2017 fordern ein Bleiberecht für alle Afghan*innen.

http://www.frsh.de
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wird. Weitere Informationen sind hier 
zu finden: https://www.frsh.de/artikel/
anwendungshinweise-zu-60a-aufenthg.

Es gibt verschiedene Bleiberechtsre-
gelungen. So z. B. die „Bleiberechtsre-
gelung für gut integrierte Jugendliche“, 
die „Bleiberechtsregelung für hochqua-
lifizierte Geduldete“ oder die Altfallre-
gelung, die nach acht Jahren Aufenthalt 
(bzw. sechs Jahren Aufenthalt mit min-
derjährigen Kindern) beantragt werden 
kann. Für jede Bleiberechtsregelung gibt 
es bestimmte Anforderungen, die erfüllt 
sein müssen. Im konkreten Einzelfall lohnt 
sich der Besuch einer Migrationsfachbe-
ratung, um die jeweiligen Möglichkeiten 
überprüfen zu lassen. Weitere Informa-
tionen zu Bleiberechtsregelungen finden 

sich hier: http://www.frsh.de/themen/
bleiberecht/#c111.

In Schleswig-Holstein gibt es eine Här-
tefallkommission, die im Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten ange-
siedelt ist. Wenn alle rechtlichen Mög-
lichkeiten bereits ausgeschöpft sind, kann 
hier noch in einem letzten Weg ein Blei-
berecht bei guter Integration vergeben 
werden. Es geht im Schwerpunkt nicht 
um Verfolgung im Herkunftsland – dafür 
ist das BAMF zuständig –, sondern um die 
Härte bei dem Verlust der neuen Heimat. 
Es geht also um gute Integration, die über 
ehrenamtliches Engagement, Arbeit, Ver-
ankerung in Vereinen oder der Kinder in 
der Schule nachgewiesen werden kann. 
Die Härtefallkommission kann auch ein 

Bleiberecht bei einer schweren Krankheit 
geben. Weitere Informationen zur Härte-
fallkommission sind hier zu finden: https://
www.frsh.de/service/behoerden-recht/
haertefallkommission.

Lobby-/Öffentlichkeitsarbeit

Unterstützend zu anderen Wegen kann 
Öffentlichkeitsarbeit oder Lobbyar-
beit gegenüber Politik und Verwaltung 
sehr hilfreich sein. Es kann eine aus-
führliche Fallbeschreibung im Rahmen 
einer Petition an den Petitionsausschuss 
gerichtet werden. Für Dublin-Verfah-
ren ist der Petitionsausschuss des Bun-
destages (https://www.bundestag.de/
petition) zuständig, für Abschiebun-
gen ins Herkunftsland ist der Petitions-
ausschuss des Landtages (http://www.
landtag.ltsh.de/petitionen/petitionsaus-
schuss.html) zuständig. Eine Petition hat 
keine aufschiebende Wirkung – kann 
im Einzelfall aber dazu führen, dass sich 
Politiker*innen für ein Bleiberecht einset-
zen. Auch Briefe an die Landrätin oder 
den Landrat, das Innenministerium, poli-
tischen Vertretungen aus der Nachbar-
schaft oder Bürgermeister*in können 
eine gute Unterstützung sein. Ebenso 
Demonstrationen, Kundgebungen oder 
andere Aktionsformen, die deutlich 
machen, dass ein großes öffentliches Inte-
resse am Verbleib eines Menschen oder 
einer Familie vor Ort besteht.

Bei jeder Form von Lobbyarbeit/Öffent-
lichkeitsarbeit ist entscheidend, dass die 
Betroffenen dem auch zustimmen. Mög-
licherweise wird durch einen guten Pres-
sebericht, der im Internet zu finden ist, 
die Familie im Herkunftsland in Gefahr 
gebracht. Auch möchten nicht alle Men-
schen ihren Namen in Fernsehen, Zeitung 
oder Radio veröffentlicht haben. Das ist 
zu berücksichtigen.

Schutz in Religionsgemein-
schaften („Kirchenasyl“)

Um einer Abschiebung zu entgehen, 
werden immer wieder Kirchengemein-
den oder andere Religionsgemeinschaf-
ten nach einem „Kirchenasyl“ gefragt. 
Hier kann die Gemeinde kein Bleiberecht 
in Deutschland verschaffen – das wird 
manchmal unter „Asyl durch die Kirche“ 
falsch verstanden. Es geht um einen 
Schutzraum für eine gewisse Zeit. Entwe-
der geht es um die Zeit, in der eine Über-
stellungsfrist im Dublin-Verfahren abläuft, 
oder um die Zeit, um eine andere Pers-

Schleswig-Holstein

Integration durch Sport
– Dokumentation der 
Landesfachtagung 
„Sport verbindet“ ist 
veröffentlicht

Andrea Dallek,
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V.

Die vom Lan-
dessportver-
band organi-
sierte landes-
weite Fachta-
gung „Sport 
verbindet!“ 
im Ostsee-
Resort in 
Damp vom 
18. bis 19. 
Novem-

ber 2016 hatte das Ziel, das Engage-
ment der ehren- und hauptamtlichen 
Mitarbeiter*innen in den Sportverei-
nen und -verbänden im Land Schles-
wig-Holstein im Bereich der inter-
kulturellen Kompetenzen und im 
Umgang mit Konflikten zu sensibilisie-
ren und zu stärken.

Im Mittelpunkt der Landesfachtagung 
standen die Herausforderungen und 
Handlungsmöglichkeiten in den The-
menfeldern Flucht, Asyl sowie der 
Demokratiestärkung bezogen auf den 
Sport.

Auf dem Programmplan standen am 
Freitag zwei Fachvorträge zu den 
Themen „Flüchtlinge in Schleswig-
Holstein“ (Andrea Dallek, Flüchtlings-
rat Schleswig-Holstein e. V.) und „Inte-
grationspotenziale der Sportvereine“ 
(Prof. Dr. Sebastian Braun, Humboldt-
Universität zu Berlin), eine Podiums-
diskussion zum Thema „Wo liegen 
die Chancen, wo die Grenzen der 
Integration von Flüchtlingen?“ sowie 
eine künstlerische Zusammenfas-
sung der vorherigen Ereignisse durch 
die renommierte und deutschland-
weit bekannte Improvisationstheater-
gruppe hidden shakespeare.

Am Samstag wurden in sechs ver-
schiedenen Workshops einzelne 
Themen vertieft. Alle Teilnehmen-
den hatten die Möglichkeit, in zwei 
dieser Workshops mitzuwirken. Die 
Themenfelder umfassten Interkultu-
relle Öffnung, Argumentationstrai-
ning gegen rechte Parolen, Werte und 
Normen im Sport, Menschenfeind-
lichkeit, Salafismus sowie Trauma und 
Sport.

Im Rahmen des Projekts „Beratung 
& Qualifizierung, Sport mit Flücht-
lingen – Teilhabemöglichkeiten und 
Chancen für den organisierten Sport“ 
wurde die Dokumentationsbroschüre 
mit den Inhalten des Projekts und der 
Landesfachtagung „Sport verbindet!“ 
erstellt und veröffentlicht.

Mehr Informationen unter: https://
www.lsv-sh.de/index.php?id=905

https://www.frsh.de/artikel/anwendungshinweise-zu-60a-aufenthg
http://www.frsh.de/themen/bleiberecht/#c111
http://www.frsh.de
https://www.frsh.de/service/behoerden-recht/haertefallkommission
https://www.bundestag.de/petition
http://www.landtag.ltsh.de/petitionen/petitionsausschuss.html
https://www.lsv-sh.de/index.php?id=905
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Dieser Text erscheint erneut in der 
Publikation „Flüchtlingshilfe Kon-
kret“, die über den Flüchtlings-
rat Schleswig-Holstein zu bezie-
hen sein wird (Kontakt: office@
frsh.de, Tel. 0431-735000). Über 
die Veröffentlichung der Broschüre 
informieren wir auf unserer Inter-
netseite www.frsh.de und über die 
Mailingliste [flucht-sh].

Schleswig-Holstein

pektive zu erarbeiten. Das kann ein medi-
zinisches Gutachten sein, die Zeit bis zu 
einem Gerichtsverfahren oder auch bis 
zur selbstorganisierten Ausreise.

Über ein „Kirchenasyl“ entscheidet 
immer die Gemeinde selbst. Dabei ist 
ein Kreis von unterstützenden Perso-
nen auch außerhalb der Gemeinde hilf-
reich, da das gesamte Leben im „Kirche-
nasyl“ organisiert werden muss. Es han-
delt sich um ein „selbstgewähltes Gefäng-
nis“. Wer das Kirchengelände verlässt, 
läuft Gefahr, in einer Polizeikontrolle mit-
genommen zu werden. Also halten sich 
die Personen meist durchgehend auf dem 
Kirchengelände auf. Der Einkauf von Nah-
rungsmitteln, das Wäschewaschen, ggf. 
der Deutschkurs und Besuche müssen 
organisiert werden. Da es kein Geld vom 
Sozialamt mehr gibt, muss das Leben über 
Spenden finanziert werden.

Über die genauen Bedingungen zu einem 
Kirchenasyl gibt es hier weitere Informati-
onen: www.kirchenasyl.de.

Weitere Hinweise

Auch für diejenigen, die eine Person mit 
dauerhaftem Bleiberecht heiraten oder 
wenn ein Kind in so einer Beziehung ent-
steht, kann ein Bleiberecht daraus abge-
leitet werden. Allerdings sind für binatio-
nale Ehen viele Dokumente nötig, die nicht 
immer organisiert werden können (Pass, 
Geburtsurkunde, Ehefähigkeitszeugnis, 
Ledigkeitsbescheinigung und ggf. weitere 
Papiere). Immer wieder verlangen Auslän-
derbehörden, dass in das Herkunftsland 
zurück gereist wird, um mit dem Visum 
zum Zwecke des Ehegattennachzuges legal 
einzureisen. Dieses Visum ist an Bedingun-
gen wie Deutschkenntnisse geknüpft.

Für einige Geflüchtete lässt sich leider 
aufgrund welcher Hintergründe auch 
immer kein Bleiberecht in Deutschland 
erwirken. In einigen Fällen macht es Sinn, 
über eine selbstorganisierte (nicht wirk-
lich „freiwillige“) Ausreise nachzudenken. 
Bei einer Abschiebung geht die Reise in das 
Herkunftsland oder in einen zur Aufnahme 
bereiten Drittstaat. Wird die Ausreise 
selbst organisiert, kann auch der Zielort 
selbst bestimmt werden. Hier lohnt es sich 
zu prüfen, ob es Verwandte in Staaten gibt, 
die außerhalb der EU liegen und zu denen 
eine legale Einreise über ein Besuchs- oder 
Arbeitsvisum ermöglicht werden kann.

Wirklich sicher vor der Ausreisepflicht 
sind nur Personen, die eine Niederlas-

sungserlaubnis haben. Diese erlaubt mir 
unbegrenzt ein Leben in Deutschland. 
Alle Bleiberechte, die vom BAMF im Asyl-
verfahren gegeben werden, können ggf. 
auch wieder entzogen werden. Viele 
Geflüchtete aus dem Irak hatten auf-
grund der Verfolgung durch Saddam Hus-
sein eine Flüchtlingseigenschaft erhalten. 
Als Saddam Hussein gestürzt wurde, gab 
es viele Widerrufsverfahren – die Flücht-
lingseigenschaft wurde wieder entzogen. 
Ob dabei auch das Bleiberecht entzogen 
wird, hängt vom Einzelfall ab.

Zurzeit gibt es regelmäßig Beschwer-
den über die Qualität der Asylverfahren 
beim BAMF. Mal wird durch Zeitdruck 
nicht alles Relevante erzählt, mal scheinen 
die Dolmetschenden Fehler zu machen, 
mal ist den Geflüchteten überhaupt nicht 
klar, auf welche Informationen es in unse-
rem Aufenthaltsrecht eigentlich ankommt. 
Entsprechend ist eine gute Vorbereitung 
auf die Anhörung und eine Verfahrens-
beratung vor der Anhörung ein wichtiger 
Baustein, um ggf. eine spätere Ausreise-
pflicht zu verhindern. Hier sind die Adres-
sen vieler Fachberatungsstellen in Schles-
wig-Holstein zu finden: https://www.frsh.
de/service/beratungsstellen.

Geflüchtete unterstützen!

Bei der Unterstützung von Geflüchte-
ten ist eine Offenheit für die individu-
ellen Rahmenbedingungen und Bedarfe 
der Menschen wichtig. Es sind nicht alle 
Geflüchteten gleich – auch nicht alle 
männlichen Akademiker aus Syrien. Ent-
sprechend kann es auch nicht den einen 
richtigen Weg für alle geben. Zentral ist, 
dass die Unterstützung freiwillig angebo-
ten wird – und auch freiwillig angenom-
men werden kann. Das bedeutet, dass es 
in Ordnung ist, wenn ich eine bestimmte 
Unterstützung anbiete und sie abgelehnt 
wird. Schließlich geht es gerade bei der 
Frage nach einer individuellen Strategie im 
Umgang mit der Ausreisepflicht darum, 
dass die Betroffenen die Entscheidungen 
treffen – als Subjekte.

Gerade die ehrenamtliche Unterstüt-
zung kann im Falle der Ausreisepflicht 
enorm viel bewirken. Die Betroffenen 
werden nicht allein gelassen, es gibt Men-
schen, die ihnen zuhören und ggf. Unver-
ständnis über die Asylablehnung und ihre 
Ängste verstehen. Doch auch ehrenamt-
liche Unterstützer*innen können an ihre 
Grenzen stoßen. Wer sich im aufenthalts-
rechtlichen Dschungel der Paragrafen 

und Erlasse nicht wirklich auskennt, sollte 
keine Beratung geben. Dafür gibt es die 
Migrationsfachdienste. Hier ist der Mut 
gefordert, deutlich zu sagen: „Das weiß 
ich nicht, aber ich helfe dir, einen Termin 
in einer Beratungsstelle zu machen.“

Möglicherweise werden auch Unterstüt-
zungsanfragen an die Ehrenamtlichen her-
angetragen, die nicht ganz ihren Vorstel-
lungen von Unterstützung entsprechen. 
Auch hier gilt, dass alle für sich persönlich 
entscheiden, welche Handlungsfelder für 
sie in Frage kommen und welche nicht. 
Wer sich im Formulieren von Texten sehr 
unwohl fühlt, ist nicht die richtige Person, 
eine Petition zu verfassen. Das bedeu-
tet dann nicht, dass keine Unterstützung 
gegeben werden will, sondern dass diese 
Tätigkeit nicht zur gefragten Person passt.

Gerade beim Thema Abschiebung kann 
es notwendig sein, auf sich selbst und die 
eigenen emotionalen Grenzen zu achten. 
Kommt es zur Abschiebung, kann es hilf-
reich sein, den Kontakt aufrechtzuerhal-
ten. In anderen Fällen kann es auch hilf-
reich sein, Kontakte zu Unterstützungs-
strukturen im Herkunftsland zu vermitteln 
und den Kontakt selbst zu beenden. Für 
die in Deutschland bleibenden Unterstüt-
zungsgruppen ist es sehr hilfreich, sich zu 
treffen und alle Aktivitäten noch einmal zu 
reflektieren. Häufig stellt sich ein Gefühl 
der Hilflosigkeit und Ohnmacht ein, wenn 
eine Person trotz vielfältiger Aktivitä-
ten abgeschoben wurde. Hier sollte der 
Blick nicht nur auf das Ergebnis eines ver-
lorenen Kampfes gelegt werden, sondern 
auf den Kampf selbst. Welche Aktivitäten 
wurden durchgeführt? Wie war die Arbeit 
in der Gruppe? Was lässt sich für weitere 
Fälle daraus lernen?

Schließlich ist wichtig, dass die unterstüt-
zenden Strukturen langfristig arbeitsfähig 
werden, auch wenn der Wind inzwischen 
spürbar rauer wird.

http://www.frsh.de
http://www.frsh.de
http://www.kirchenasyl.de
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Nach dem Ende des dreimonatigen schleswig-
holsteinischen Abschiebestopps nach Afghanis-
tan und anlässlich der Innenministerkonferenz 
vom 12. bis zum 14. Juni 2017 fand am 6. Juni 
eine Mahnwache vor dem Kieler Landeshaus 
statt, in dem sich zeitgleich das neue Parlament 
zur seiner konstituierenden Sitzung zusammen 
fand. Am 10. Juni folgte eine landesweite 
Demonstration. Wir dokumentieren in diesem 
Heft den Aufruf und zwei Redebeiträge und 
werfen ein Schlaglicht auf drei individuelle 
Schicksale: die Geschichten von Nezar, Madina 
und Mohammadi.

Am 13. Mai 2017 endete der schleswig-holsteinische Abschie-
bestopp nach Afghanistan. Auch vor dem Hintergrund der 
derzeitigen Landesregierungsbildung wird nun auch für aus-
reisepflichtige afghanische Geflüchtete in Schleswig-Holstein 
die Zukunft unklar und bedrohlich. Die Unterzeichner*innen 
dieses Aufrufs haben die gelaufene Entscheidung für einen 
Abschiebestopp begrüßt und fordern die künftige Landesre-
gierung dringend auf, auch in Zukunft auf Abschiebungen nach 
Afghanistan zu verzichten und sich diesbezüglich gegenüber 
dem Bund und den anderen Bundesländern stark zu machen.

Im Dezember 2016 hat der hohe Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen (UNHCR) auf Anfrage des Bundesin-
nenministeriums festgestellt, dass das gesamte Staatsgebiet 
Afghanistans von einem bewaffneten Konflikt betroffen sei. 
Sichere und zumutbare interne Schutzalternativen seien nicht 
gegeben. Laut Jahresbericht der UN-Afghanistanmission 
UNAMA hat der Konflikt 2016 zu mindestens 11.418 zivilen 
Opfern im Land geführt. Expert*innen z. B. vom Max Planck 
Institut für ethnologische Studien oder dem Afghanistan Ana-
lysts Network gehen von einer erheblich höheren Dunkel-
ziffer aus. Die Zahl getöteter oder verletzter Kinder hat den 
höchsten Stand erreicht, den UNAMA je dokumentiert hat.

Dass die Lage am Hindukusch seither weiter eskaliert, zeigen 
opferreiche Anschläge in diesem Jahr. Im ersten Quartalsbe-
richt 2017 dokumentierte UNAMA erneut mindestens 2.181 
zivile Opfer. UNAMA geht davon aus, dass regierungsfeind-
liche Gruppen weiterhin gezielt die Zivilbevölkerung angrei-
fen – eine Annahme, die vom Bundesinnenminister promi-
nent bestritten wird – und zeigt sich besonders über einen 
Anstieg von Frauen und Kindern unter den Opfern besorgt. 

Bleiberecht für alle Afghan*innen!
Für eine offene Gesellschaft!
Landesweite Mahnwache und Demonstration in Kiel

Diese Erkenntnisse müssen in einen Beschluss der Innenmi-
nisterkonferenz vom 12. bis 14. Juni in Dresden, Abschiebun-
gen nach Afghanistan zu beenden, einfließen.

Afghanistan ist eines der ärmsten und korruptesten Länder 
der Welt. Rückkehrer*innen nach Afghanistan stehen ökono-

misch und humanitär vor dem Nichts. Dass sie vermögend 
heimkehren, wird insbesondere von Kriminellen vermutet, 
die sie gezielt ausrauben, erpressen und vergewaltigen. Eine 
Rückkehr in ihre Herkunftsorte ist regelmäßig nicht mög-
lich. Das gilt erst recht für die Afghan*innen, die ins irani-
sche oder pakistanische Exil geflohen waren, aber jetzt nach 
Afghanistan zurück sollen. In Afghanistan ist spätestens seit 
2014 die Wirtschaft vollständig eingebrochen. In den Städten 
liegt die Arbeitslosenquote bei etwa 80 Prozent. Menschen 
leben in Slums, regelmäßig fehlt ihnen der Zugang zu medizi-
nischer Versorgung. Im laufenden Jahr werden Schätzungen 
der Vereinten Nationen zufolge 9,3 Millionen Menschen in 
Afghanistan akut von humanitärer Hilfe abhängig sein.

Unsere Forderungen an die Landesregierung:
•	 Keine Abschiebungen von afghanischen Geflüchteten!
•	 Regelmäßiges Bleiberecht für afghanische Flüchtlinge nach 

den Möglichkeiten des Aufenthaltsgesetzes (insbes. § 25, 
Abs. 5, AufenthG)!

•	 Öffnung von Integrationsmaßnahmen für alle afghanischen 
Staatsangehörigen!

Abschiebungen nach Afghanistan sind humanitär nicht 
zu verantworten und dürfen vom Land nicht durchge-
führt werden! 

Mehr Informationen unter: www.frsh.de

http://www.frsh.de
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digt gesagt: „Nichts ist gut in Afghanistan!“ 
– dafür ist sie massiv kritisiert worden. 
Wenn man die Situation 2010 mit heute 
vergleicht, stellt man fest, es ist seitdem 
noch sehr viel schlechter geworden: die 
Gewalt, die Unterdrückung, die Korrup-
tion, die Versorgungslage mit Nahrung, 
Medizin und Bildung.

Gemeinsam mit anderen haben auch viele 
Christ*innen in Schleswig-Holstein den 
Abschiebestopp unterstützt, den die bis-
herige Landesregierung gegenüber ande-
ren Bundesländern und dem Bundesin-
nenminister durchgehalten hat. Nicht 
erst seit den jüngsten Attentaten in Kabul 
wissen wir, dass Afghanistan nicht sicher 
ist. Wir erwarten als Bürger*innen, dass 
politisch Verantwortliche bei der Ein-
schätzung der Sicherheitslage nicht länger 
auf wirtschaftliche Deals schauen, son-
dern auf das höchste Gremium, das die 
Menschheit sich selbst gegeben hat: auf 
die UNO. Wie kann das möglich sein, 
wenn wir selbst die von uns mitfinanzierte 
UNO nicht ernst nehmen??!!

Forderungen an die Politik

Wir fordern, dass die deutsche Politik 
sich endlich die aktuelle Einschätzung des 
hohen Flüchtlingskommissars der Verein-
ten Nationen zu eigen macht: Afghanistan 
ist nicht sicher. Nirgendwo!

Unser Landesbischof Gerhard Ulrich hat 
deshalb am 29. Mai 2017 öffentlich in einer 
Presseerklärung an den Vorsitzenden der 
Innenministerkonferenz appelliert: 
•	 Die Sicherheitslage in Afghanistan muss 

neu bewertet werden! 
•	 Die Sicherheit und Würde der Men-

schen, die nach Afghanistan abgescho-
ben werden, können gegenwärtig nicht 
gewährleistet werden!

•	 Humanitäre Gesichtspunkte müssen 
besonders berücksichtigt werden!

Wir erwarten, dass die Bundesinnen-
ministerkonferenz, die in der nächsten 
Woche in Dresden tagt, endlich der Rea-
lität ins Auge schaut, und auch geflüch-
teten Afghan*innen eine Bleibeperspek-
tive eröffnet, die es ihnen möglich macht, 
wieder Hoffnungen und Perspektiven zu 
entwickeln.

Kritiker einer menschenfreundlichen Asyl-
politik argumentieren gern, dass doch die 
vielen jungen Männer, die nach Europa 
geflüchtet sind, lieber helfen sollten, für 
Frieden und Sicherheit in ihrem Hei-
matland zu sorgen. Ich lebe in Lübeck, 
in einer Stadt, mit der auch die Namen 
von zwei wichtigen Persönlichkeiten der 
deutschen Geschichte verbunden sind: 
die Nobelpreisträger Willy Brandt und 
Thomas Mann. Sie beide wählten, schwe-
ren Herzens, in einer Zeit der Verfolgung 
und des Kriegs den Weg der Flucht und 
Emigration. Weil sie wussten, dass es für 
sie in ihrer Heimat keinen sicheren Ort 
gab. Ohne Asyl in Norwegen und Schwe-
den hätte der Friedensnobelpreisträger 
Brandt wohl nicht überlebt – einer der 
wichtigsten Menschen im Friedens- und 
Versöhnungsprozess nach Kriegsende.

In Richtung derer, die sich jetzt hier in 
Kiel in Koalitionsverhandlungen abmühen: 
wir hoffen darauf, und wir erwarten von 
Ihnen, dass Sie auch Afghan*innen Schutz 
gewähren, die bei uns Zuflucht suchen, 
bis sich die Sicherheitslage in ihrem Hei-
matland deutlich und dauerhaft verbessert 
hat! Und dass Geflüchtete aus Afghanistan 
endlich Zugang zu Sprach- und Integrati-
onskursen erhalten!

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

 

Afghanistan ist nirgends sicher!

Kirchlicher Redebeitrag zur Afghanistan-Demo
am 10. Juni 2017 in Kiel

Pröpstin Petra Kallies,
Evangelisch-Lutherischer Kirchenkreis 
Lübeck-Lauenburg

Liebe Mit-Streitende und 
Mit-Hoffende, ich komme 
aus Lübeck und spreche zu 
Ihnen und Euch als Ver-
treterin der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland, kurz 
„Nordkirche“ genannt. Ich 
spreche hier heute auch 
stellvertretend für die Lei-
tung unserer Kirche, für die 
Bischöfin und die Bischöfe, 
die sich mit dem Anliegen 
dieser Kundgebung sehr 
verbunden wissen.

Zur Nordkirche gehören Christ*innen in 
den drei Bundesländern Schleswig-Hol-
stein, Hamburg und Mecklenburg-Vor-
pommern. Viele von uns arbeiten haupt- 
und ehrenamtlich, interreligiös und inter-
kulturell in Sprachpartnerschaften, in Will-
kommens-Initiativen, als Betreuer*innen 
oder in Beratungsstellen der Diakonie, in 
Kirchengemeinden, Kindertagesstätten und 
Jugendprojekten. Wir haben in den zurück-
liegenden Jahren vieles gelernt. Wir knüp-
fen gemeinsam ein großes Netz der Flücht-
lingssolidarität und dafür bin ich allen, die 
daran beteiligt sind, sehr dankbar.

Vor über sieben Jahren hat die dama-
lige Landesbischöfin aus Hannover, 
Margot Käßmann, in einer Neujahrspre-

http://www.frsh.de
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Zunächst bedanke ich mich für die Teil-
nahme aller Personen und Organisa-
tionen, die bei der Unterstützung der 
Flüchtlinge aktiv engagiert sind.

Ich möchte auf einige Punkte eingehen, 
weshalb wir Afghan*innen aus dem Hei-
matland geflüchtet sind: Sicherheit ist 
eines der grundlegendsten menschli-
chen Bedürfnisse. Von ihr ist die Erfüllung 
aller anderen Bedürfnisse der Menschen 
abhängig. Ohne sie sind die Menschen 
eingeengt und bedroht, kämpfen tagtäg-
lich ums Überleben.

Die Sicherheitslage in Afghanistan war seit 
längerer Zeit kritisch, aber in den letzten 
zwei Jahren hat sich die Lage dramatisch 
verschlechtert. Die Anzahl und Intensi-

„Wir hoffen, dass mit unserem
Schicksal fair umgegangen wird.“

Redebeitrag zur landesweiten
Demonstration am 10. Juni 2017

Zainuddin Hamta,
Afghanische Gemeinde Kiel

tät der Angriffe des sogenannten Islami-
schen Staats (IS), der Taliban und ande-
rer Oppositionen sind drastisch gestiegen. 
Etwa die Hälfte des afghanischen Terri-
toriums ist unter der Kontrolle der Tali-
ban, somit sind die größeren Gebiete 
des Landes auch stark bedroht. Täg-
lich kommen überall in Afghanistan viele 
unschuldige Menschen ums Leben. Mehr 
als zwei Millionen Menschen sind inner-
halb Afghanistans auf der Flucht und brau-
chen dringend grundlegende Unterstüt-
zung, um zu überleben. Am Mittwoch-
abend [31. Mai 2017, Anm. d. Red.] sind 
bei einem verheerenden Bombenan-
schlag in unmittelbarer Nähe der deut-
schen Botschaft in der afghanischen 
Hauptstadt Kabul mindestens 80 Men-
schen getötet worden. Rund 460 Men-
schen wurden verletzt. Bei einer weiteren 
Explosion von drei Bomben kamen min-
destens 20 Menschen ums Leben. Deut-
sche Entwicklungshelfer*innen wurden 
zuvor ausgeflogen. 

Die afghanische Regierung verhält sich 
gegenüber den einfachen afghanischen 
Bürger*innen verantwortungs- und 
gewissenlos. Basierend auf demokrati-
schen Werten hat sie kein Recht, mit dem 
Schicksal der Bevölkerung zu spielen, 
während die eigenen Familien von Regie-
rungsangehörigen ein gutes und sicheres 
Leben außerhalb Afghanistans, in Europa 
oder den USA, führen.

Wunsch nach einem 
friedlichen Leben

Trotz all den Schwierigkeiten und Her-
ausforderungen haben wir unser Land 
verlassen und sind voller Hoffnung hier 
hergekommen, da es hier einen sozia-
len Rechtsstaat gibt, in dem Menschen-
rechte ohne jegliche Diskriminierung 

gelten. Leider war uns nicht bekannt, 
dass unser Schicksal nicht ernst genom-
men, sondern darüber mit unseren afgha-
nischen Politiker*innen verhandelt wird! 
Genau die korrupten Politiker*innen, die 
uns in Afghanistan viele Probleme berei-
tet haben, können sogar in Deutschland 
über unser Schicksal entscheiden! Nach 
dem Anschlag in Kabul beispielsweise 
haben viele Afghan*innen für mehr 
Sicherheit im Land protestiert – acht 
Demonstrant*innen wurden von der Poli-
zei getötet.

Wir sind hierher geflüchtet, damit wir ein 
besseres und friedliches Leben führen 
können, aber auch hier werden wir unge-
recht und unfair behandelt! Wenn unser 
Land sicher wäre, wären wir auch gerne 
dort geblieben.

Was Sie heute für die bedürftigen Men-
schen gemacht haben bzw. machen 
werden, wird für Ihre zukünftige Gene-
ration eine große Bedeutung haben und 
Ihnen zum Lob gereichen. Ebenso wird 
unsere zukünftige Generation Respekt 
und Dankbarkeit erweisen.

Wir bedanken uns ganz herzlich bei 
allen, die ein Teil der Willkommenskultur 
Deutschlands sind und hoffen sehr, dass 
mit unserem Schicksal fair und gerecht 
umgegangen wird.

Zum Schluss richten wir die Bitte an die 
Bundesregierung, uns auf der Grundlage 
sozialer Gerechtigkeit die Möglichkeit zu 
geben, dass wir an Deutschkursen teil-
nehmen können, Praktika absolvieren und 
somit die Chance bekommen, später am 
Arbeitsmarkt teilzunehmen.

Wir sind auf gute Bürgerschaft angewiesen.

Vielen Dank für die Unterstützung!

Schleswig-Holstein

http://www.frsh.de
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Die Geschichte von Nezar (17)

Aufgezeichnet von Dietlind Jochims,
Beauftragte für Menschenrechte, Flucht und Migration 
der Ev.-Luth. Nordkirche

November 2016: Mein Name ist Nezar. Ich bin 16 Jahre alt. 
Vor vier Wochen bin ich nach Deutschland gekommen. Alles 
ist noch sehr fremd. Ich spreche die Sprache nicht, ich kann 
die Buchstaben nicht lesen. Ich warte ungeduldig darauf, 
dass ich zur Schule gehen kann. Oft habe ich Heimweh nach 
Afghanistan. 

Bei uns ist es so: Die Taliban lassen alle Jungen im Dorf für 
sich arbeiten. Je nach Alter bekommen wir verschiedene 
Aufgaben. Irgendwann sollte ich auch töten. Das wollte ich 
nicht. Ich glaube auch nicht, dass der Islam das so will. Meine 
Mutter wollte mich schützen, deshalb sollte ich heiraten. Ich 
war 15 Jahre alt. Wer Familie hat, wird vielleicht erst später 
aufgefordert zu töten, hat sie gedacht. Aber die Taliban sind 
trotzdem gekommen. 

Was ich für sie tun sollte, mag ich nicht erzählen, es ist zu 
schlimm. Das Geld, das sie mir gegeben haben, habe ich 
genommen. Aber anstatt meinen Auftrag auszuführen, bin 
ich in der Nacht weggelaufen. Mit mir waren zwei andere 
Jungen. Das Geld haben wir einem Schlepper gegeben. 

Über den Iran und die Türkei bin ich geflohen. An der 
Grenze zu Bulgarien haben sie Hunde auf uns gehetzt und 
ich wurde gebissen. Vier Monate war ich in Bulgarien, auch 
im Gefängnis, dabei hatte ich nichts gemacht, außer ein 
Flüchtling zu sein. Ich habe nicht verstanden, was passiert. 
Ich dachte, in Europa ist alles gut. 

Jetzt ist immer noch alles fremd. Aber ich bin in Deutschland 
in Sicherheit. Vielleicht darf ich hier bleiben. Ich will die Spra-
che lernen. Nach Afghanistan habe ich Sehnsucht, aber ich 
kann nicht zurück. Ich wäre tot.

Juni 2017: Nezar geht jetzt zur Schule. Das Lernen fällt ihm 
schwer, in Afghanistan hat er keine Schule besucht. Wenn 
er etwas nicht versteht, fragt er einen anderen afghanischen 
Jungen in der Klasse – oft ohne abzuwarten. Der Lehrer 
notiert das als Stören. Nur langsam spricht er ein paar Sätze 
deutsch. Weil er oft nicht schlafen kann, kann er sich nicht 
gut konzentrieren. 

Vor ein paar Wochen hat er seine Anhörung im Asylverfah-
ren gehabt. Nezar hat sehr darauf gewartet. Er wollte end-
lich die Gründe seiner Flucht erzählen. Aber die Erinnerun-
gen an das Gewesene haben ihm auch zugesetzt, wurden 
durch das Erzählen wieder lebendiger. 

Als ein Mitschüler wenige Tage nach dem Interview scherz-
haft sagte, die Taliban seien jetzt auch in Deutschland, wurde 
die Angst so mächtig, dass Nezar durchdrehte. Zuerst schlug 
er den anderen zusammen, dann verletzte er sich selbst. Ret-
raumatisierung nennt man das. Für einige Zeit musste Nezar 
in die Kinder- und Jugendpsychiatrie eingewiesen werden. 
Anzeige wegen Körperverletzung wurde gegen ihn erstattet.  

Demnächst kann er eine Traumatherapie beginnen.

Vielleicht wird also bald alles leichter. Vielleicht kann seine 
beschädigte Seele langsam heilen. Vielleicht wird die Ent-
scheidung über seinen Asylantrag in ein Bleiberecht münden. 
Nezar benötigt Schutz. In Afghanistan wird ihn niemand 
schützen. Ob das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
das auch so sieht?

Nächstes Jahr könnte er aber auch als einer der volljährigen, 
körperlich gesunden jungen Männer gesehen werden, die 
straffällig wurden, keine ausreichenden Integrationsleistun-
gen erbracht haben und deshalb abgeschoben werden. 

Nicht ausgeschlossen in der momentanen Praxis.

Schleswig-Holstein

http://www.frsh.de
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Die Geschichte von Madina (25)

Aufgezeichnet von Dietlind Jochims,
Beauftragte für Menschenrechte, Flucht und Migration
der Ev.-Luth. Nordkirche

November 2016: Schon als ich ein kleines Kind war, muss-
ten wir unser Land verlassen. Mein Vater, der lange beim 
Militär gewesen war, hatte Probleme. Eigentlich hatten wir 
ein gutes Leben in Afghanistan, aber es wurde gefährlich 
für uns. Wir haben dann in Pakistan gelebt. Ich bin dort zur 
Schule gegangen. Es war eine englischsprachige Schule und 
deshalb ist mein Englisch jetzt sehr gut. Urdu habe ich dort 
gelernt. Und Paschtu und Dari spreche ich natürlich auch.

Auch in Pakistan war unser Leben gut, aber wir hatten Sehn-
sucht nach unserer Heimat. Irgendwann wollten wir es deshalb 
wieder versuchen in Afghanistan.

Ich habe dort gearbeitet, in einer Bank. Nicht viele Frauen 
machen das, aber an die komischen Blicke hätte ich mich 
gewöhnt. Meine Eltern haben uns Kinder stark gemacht und 
auch uns Mädchen in unseren Entscheidungen immer Mut 
gemacht. Eines Tages aber kamen Männer in die Bank. Ich 
sollte viel Geld für sie überweisen, in ein arabisches Land. 
Aber ich sollte es nicht in ihrem Namen machen, sondern 
einen Namen und ein Konto fälschen, also etwas Illegales 
tun. Ich habe mich geweigert. Sie kamen wieder. Ich habe 
mich immer noch geweigert. Dann haben sie mir gedroht 
und mir aufgelauert. Sie wollten mich zwingen. Als ich 
schließlich mit meinem Chef gesprochen habe, hat der nur 

mit den Schultern gezuckt. „Was soll ich tun“, meinte er, „das 
ist eben Afghanistan. Ich kann dich nicht schützen, ich kann 
dir keine Bodyguards geben.“ Meine Eltern haben dann alles 
verkauft und wir sind nach Deutschland gekommen. Ich habe 
Onkel, Tanten und Cousinen hier, die inzwischen Deutsche 
sind.

Wir versuchen alles, um ein guter Teil dieses Landes zu 
werden. Die Sprache habe ich fleißig gelernt. Mein Bruder 
hat seinen Schulabschluss gut geschafft, meine kleine Schwes-
ter ist die Beste in ihrer Klasse.

Juni 2017: Madinas Asylantrag wurde abgelehnt. Der ihrer 
Familie nicht. Nach Afghanistan kann sie aber nicht zurück. 
Es ist nicht sicher dort, besonders für junge Frauen. „Ich bin 
gebildet, ich kann gut arbeiten. Aber ich bin nicht reich“, sagt 
sie. „Bodyguards kann ich mir nicht leisten. Es wäre niemand 
da, der mich schützt.“

Alleine, ohne ihre Eltern, die jüngeren Brüder und die kleine 
Schwester hätte sie vielleicht zurück gemusst. „Als ich diese 
Nachricht bekam, konnte ich nicht mehr sprechen“, erzählt 
sie. „Ich hatte keine Energie mehr, keine Kraft. Ich war wie 
ein leerer Ballon. Aber irgendwann habe ich mir gedacht: 
Madina, du musst einfach immer weitermachen.“

Madina hat einen Ausbildungsplatz zur Bürokauffrau gefun-
den. Sie ist selbst zur Ausländerbehörde gegangen, hat all 
ihre Papiere gezeigt und auch den Ausbildungsvertrag. Für 
die Dauer der Ausbildung kann sie jetzt bleiben. „Und dann“, 
sagt sie, „sehe ich weiter.“

Afghanische Botschaft an 
den Bundesinnenminister.

http://www.frsh.de
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Die Geschichte von Mohammadi (46)

Mohammadi,
Flüchtling

Bin ich schuldig? Ich wurde in Afghanistan geboren. Ich 
glaube, dass kein Mensch auf der Welt die Möglichkeit hat, 
seinen Geburtsort und sein Heimatland zu wählen. Niemand 
hat mir eine Chance gegeben, meine Identität zu wählen. Ich 
weiß nicht, wer diese Frage beantworten soll. Unser Gott? 
Oder die Menschen, die uns töten?

Ich bin Mohammadi, 46 Jahre alt. Ich wurde in einer kleinen 
Stadt der Provinz Faryab in Afghanistan geboren. Ich bin ver-
heiratet und habe Kinder. Meine Familie hat ein Handelsun-
ternehmen. Nach zwölf Schuljahren bin ich dort eingestiegen 
und habe meinen Vater unterstützt. Mit viel Erfahrung und 
harter Arbeit bin ich ein erfolgreicher Geschäftsmann gewor-
den und habe mein Unternehmen ausgeweitet.

2010 hat sich mir die Gelegenheit geboten, mit dem NATO-
Militärbündnis in Camp Mike Spann im Distrikt Dehdadi, 
nahe der Stadt Mazar-e Scharif Geschäfte zu machen. Ich 
habe mit Elektronik, Computerteilen und anderen Gütern 
gehandelt. Ich war ein unermüdlicher Händler besonders bei 
deutschen Soldaten. Alles war gut. Meine Familie war glück-
lich, wir hatten ein glückliches Leben mit allen Annehmlich-
keiten.

Mit leeren Händen 
und gebrochenem Herzen

Aber! Mir war nicht bewusst, dass die glücklichen Tage bald 
enden würden und wir unerwarteten schlechten Tagen und 

Nächten begegnen würden. Um zwölf Uhr, mitten in der 
Nacht, bekam ich einen Anruf von meiner Mutter. Sie weinte 
und versuchte, mir etwas zu sagen, etwas sehr Tragisches. 
Schließlich erzählte sie mir: „Taliban haben deinen Vater 
getötet.“ Für wenige Augenblicke dachte ich, es wäre ein 
böser Traum. Ich weinte und fragte: „Warum? Ich komme zu 
dir.“ Aber sie sagte: „Nein, nein! Sie suchen nach dir und sie 
werden dich auch töten, weil du für Ausländer arbeitest und 
ihnen hilfst.“ Ja, ich war dafür verantwortlich wegen meiner 
Arbeit. Es tut mir leid, Papa!

Ich verließ mein Land, meine Familie, meine Kinder, meine 
Verwandten, meine Mutter, meine Schwester, meine Firma 
– alles von A bis Z – und kam nach Deutschland mit leeren 
Händen und gebrochenem Herzen. Das einzige, was mich 
treibt, oder was mich zwingt, am Leben zu bleiben, ist die 
Hoffnung, das Leben meiner Familie und eine sichere und 
bessere Zukunft für meine Kinder zu erkämpfen.

Meine neue Identität – Flüchtling – ist sehr seltsam. Aber es 
ist meine Wirklichkeit und es ist besser als das, was meine 
Brüder mich nennen: Mörder unseres Vaters.

Seit Februar 2015 lebe ich in Kiel. Es ist eine schöne Stadt 
mit großartigen und freundlichen Leuten. Die meisten leisten 
großartige Arbeit für Flüchtlinge. Es spielt keine Rolle, woher 
du kamst, wer du bist, was deine Überzeugungen, deine 
Hautfarbe oder Haarfarbe sind. Sie tun es für die Mensch-
lichkeit. Sie wissen, dass unendliche Zufriedenheit durch den 
Dienst an der Menschheit möglich ist. Dank und Anerken-
nung sind keine ausreichenden Worte, um meine Gedanken 
und Gefühle für diese Menschen auszudrücken. Ich bin froh, 
in guten und sicheren Händen zu sein.

Rund 1.000 Menschen nahmen an der landesweiten Demonstration am 10. Juni 2017 in Kiel teil.
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Ende Mai dieses Jahres haben in Kiel 
zwei Seminare zu rassistischer Polizeige-
walt stattgefunden, die von nara – Netz-
werk antirassistische Aktion, dem AStA 
der Universität Kiel, der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung Schleswig-Holstein und der 
Heinrich-Böll-Stiftung Schleswig-Holstein 
veranstaltet wurden. Aus diesem Anlass 
hat der Geschäftsführer der Böll-Stiftung 
Schleswig-Holstein, Heino Schomaker, ein 
Interview mit den beiden Akteur*innen 
der Organisation KOP – Kampagne für 
Opfer rassistischer Polizeigewalt geführt. 
Patrick (KOP Bremen) und Johanna (KOP 
Berlin) haben an unterschiedlichen Publi-
kationen und Bildungsveranstaltungen zu 
diesem Thema mitgewirkt. Die Kampagne 
befasst sich weiterhin mit der Polizeipra-
xis des Racial Profiling, sie dokumentiert 
rassistische Polizeiübergriffe, begleitet die 
Opfer zu Beratungsstellen und sammelt 
Geld für einen Rechtshilfefonds.

Die Organisation KOP – Kampagne für 
Opfer rassistischer Polizeigewalt kennt 
man hier in Schleswig-Holstein bisher 
kaum. Könnt ihr eure Arbeit kurz vor-
stellen?

Grundsätzlich versuchen wir in unse-
rer Arbeit, die Position und Lobby von 
Betroffenen rassistischer Polizeigewalt zu 
stärken. Dabei versuchen wir, die Nor-
malität des mehrheitsgesellschaftlichen 
Bilds der Polizei und das Bild vom soge-
nannten kriminellen Habitus von People 
Of Color zu durchbrechen. Auch stellen 
wir uns entschlossen gegen die Einzelfall-
these, dass rassistische Polizeigewalt nur 
ein Phänomen einzelner Beamt*innen ist 
– und benennen und kritisieren die poli-
zeiliche Praxis des racial profiling als das, 
was es ist: eine rassistische Polizeipraxis 
und institutioneller Rassismus.

Racial Profiling – ein strukturelles Problem

Interview mit den Aktivist*innen von KOP –
Kampagne für Opfer rassistischer Polizeigewalt

Heino Schomaker,
Heinrich Böll Stiftung Schleswig-Holstein

Das heißt in unserer Arbeit konkret, dass 
wir den Betroffenen in Ohnmachtssituati-
onen und bei Übergriffen seitens der Poli-
zei praktische Solidarität anbieten. Wir 
stehen dabei parteilich an der Seite der 
Betroffenen und unterstützen sie in den 
Schritten, die sie ergreifen wollen – in 
Form von kostenloser Beratung, im Not-
fall auch 24/7. Wir dokumentieren die 
Fälle von rassistischer Polizeigewalt – um 
diese nachhaltig sichtbar zu machen und 
eine „andere“ – oder überhaupt eine – 
Statistik zu archivieren. Wir bieten juristi-
sche und solidarische Begleitung von Pro-
zessen an. Und wenn die Betroffenen 
Prozesskosten zu zahlen haben, bieten 
wir finanzielle Unterstützung durch einen 
Rechtsfonds, den wir in den letzten Jahren 
aufgebaut haben.

Ein ebenfalls großer Schwerpunkt sind die 
Vernetzung mit verschiedensten Grup-
pen und die Öffentlichkeitsarbeit in Form 
von Artikeln, Redebeiträgen, Veranstal-
tungen, Interviews etc., um systematisch 
das Vorgehen der Polizei und Justiz offen 
zu legen.

Am Wochenende seid ihr in Kiel gewe-
sen, um Workshops für Betroffene und 
Zeug*innen von rassistischen Polizei-
kontrollen zu geben. Was ist damit 
eigentlich genau gemeint?

In den Workshops thematisieren wir das 
System rassistischer Polizeigewalt und 
den alltäglichen Ausnahmezustand für die 
Betroffenen. Ausgehend von ihren eige-
nen Perspektiven entwickeln wir gemein-
sam Schritte praktischer Solidarität. Viele 
Menschen, die an unseren Workshops 
teilnehmen, vor allem auch Zeug*innen, 
sind einfach ratlos und wissen nicht, wie 
sie sich bei Kontrollen der Polizei verhal-
ten und einmischen können. Wir versu-

chen dann gemeinsam, Handlungsmög-
lichkeiten zu erarbeiten und vor allem 
auch Strategien zu entwickeln, wie jede*r 
auf sich und andere aufpassen kann. Wir 
geben den Workshop mit zwei unter-
schiedlichen Handlungsperspektiven für 
(potenziell) Betroffene und Zeug*innen 
von rassistischer Polizeigewalt.

Von welchen Erfahrungen haben die 
Teilnehmer*innen denn berichtet?

Die Teilnehmer*innen berichteten von 
verschiedenen und doch in ihrer Logik 
sich ähnelnden Begegnungen mit der Poli-
zei – von unbegründeten Passkontrol-
len, Aggressionen der Beamt*innen, dis-
kriminierenden Beschimpfungen und 
Beleidigungen, gewaltsamen Festnah-
men, Misshandlungen und Übergriffen. 
Für die Opfer ist die rassistische Behand-
lung seitens der Polizei dabei oft schon 
zur Gewohnheit geworden. Viele wehren 
sich nicht: Sei es weil es von vornher-
ein aussichtlos erscheint, gegen Polizeibe-
amte juristisch vorzugehen, sei es aus auf-
enthaltsrechtlichen Gründen oder wegen 
psychischer Schäden, die ein Übergriff 
häufig nach sich zieht.

Was macht das mit den Betroffenen, 
wenn sie hier aufgrund rassistischer 
Zuschreibungen mit racial profiling 
konfrontiert werden?

Sie sind jedes Mal mit einer Form von 
Belästigung und Nötigung konfrontiert 
und fühlen sich allein gelassen. Die Macht 
von racial profiling liegt häufig darin, dass 
ihre Verursacher*innen in dem Moment 
die rassistische Intention der Kontrolle 
nicht wahrnehmen, sie verleugnen und 
rationalisieren. Die Betroffenen wissen 
durch diese subtile Form rassistischer 
Konfrontation nicht immer, ob ihre Wahr-
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nehmung zutreffend ist, das heißt, sie sind 
unsicher, ob sie rassistisch diskriminiert 
worden sind oder nicht. Für viele stellt die 
Praxis des racial profiling eine derartige 
Normalität dar, der sie einfach nur aus 
dem Weg gehen wollen. Das schlägt sich 
dann unter Umständen darin nieder, dass 
die Betroffenen den ihnen zugeschriebe-
nen Code des Kriminalisierten akzeptie-
ren und im öffentlichen Raum nicht auf-
fallen wollen, was ihre Bewegungsfrei-
heit beträchtlich einschränkt. Ihre Rassis-
muserfahrungen stehen dann im Zusam-
menhang mit traumatischen Stressreak-
tionen. Je nach Stärke und Heftigkeit der 
erlebten Gewalt können sich diese auch 
manifestieren und im schlimmsten Falle 
eine posttraumatische Belastungsstörung 
auslösen. 

Anfang diesen Jahrs gab es in den 
Medien eine Auseinandersetzung um 
rassistische Polizeikontrollen, weil in 
Köln zum Jahreswechsel großflächig 
Menschen kontrolliert wurden, die ver-
meintlich „nordafrikanisch“ aussehen. 
Hat sich seitdem etwas geändert?

An der rassistischen Praxis der Poli-
zei hat sich nichts geändert. Racial profi-
ling gab es schon vorher und racial profi-
ling gibt es auch weiterhin und nicht erst 
seit den Geschehnissen von Köln. Was 
wir am Beispiel von Köln gesehen haben, 
war ein Diskurs, der in den Mainstream-
Medien einen Aufwind erlebt hat, nun 
aber wieder eingeschlafen ist. Nach der 
ersten Skandalisierung ist die Normalität 
wieder eingetreten und der Ruf nach Kon-
trolle und Überprüfung ist eher noch stär-
ker geworden. Aber es ist der Arbeit von 
vielen Initiativen und Individuen zu ver-
danken, dass dieser Diskurs stattgefun-
den hat und auch Dinge als das benannt 
werden konnten, was sie sind: Rassismus.

Diese Schilderungen legen nahe, dass 
es sich bei racial profiling um ein struk-
turelles Problem der Polizei handeln 
kann?

Ja, das ist richtig. Rassismus ist strukturie-
rendes Moment unserer Gesellschaft und 
Polizist*innen und ihre Institutionen sind 
Teil dieser Gesellschaft. Die Praxis des 
racial profiling entspringt also einem insti-
tutionellen Rassismus oder auch struktu-
rellem Rassismus. Der Begriff weist darauf 
hin, dass Rassismus in die Institutionen 
eingeschrieben ist, also sich systematisch 
in ihren Praktiken und Anordnungen orga-
nisiert. Beispielsweise in ihren Gesetzen, 

Normen und ihrer internen Logik, unab-
hängig davon, inwiefern Akteure innerhalb 
der Institutionen absichtsvoll handeln oder 
nicht. Er kann als ein Gegensatz zum per-
sonellen Rassismus verstanden werden, 
der sich beispielsweise im alltäglichen Ras-
sismus und im Rechtsextremismus zeigt.

Betroffenenorganisationen fordern, 
dass Polizei und Staat aktiv gegen 
racial profiling vorgehen müssen. Es 
gibt ja eigentlich überall – auch bei 
der Polizei – Menschen, die sich gegen 
eine solche Praxis wenden. Seht ihr da 
Ansatzpunkte? 

Polizei und Staat sind Teil der Reproduk-
tion von institutionellem Rassismus und in 
diesem fest verankert. Es braucht für das 
Problem vielmehr eine Außenperspek-
tive bzw. eine Perspektive und Mitspra-
che der Betroffenen selbst. Es gibt gute 
reformistische Anstöße, womit die Polizei 
für ihr Handeln zur Rechenschaft gezo-
gen werden und womit die Systematik im 
Vorgehen von Polizei und Justiz offenge-
legt werden kann, wie beispielsweise das 
Einführen eines Formulars zum Notie-
ren, welche Menschen mit welchen Hin-
tergründen vermehrt von der Polizei kon-
trolliert werden, um die Statistik der Poli-
zei neu deuten zu können. Grundsätz-
lich sehen wir unsere Arbeit jedoch nicht 
darin, Polizeiarbeit besser zu machen, 
das sind nicht unsere Forderungen. Wir 
versuchen, uns für die Betroffenen stark 
zu machen, ihre Stimmen zu hören und 
ihnen Gehör zu geben.

Werden die Stimmen von Betroffe-
nen im Rahmen der Polizeiausbildung 
gehört?

Es gibt eine sogenannte Menschen-
rechtsbildung bei der Polizei, die findet 
aber nicht im Rahmen der Polizeiausbil-
dung statt. Auch mit dem Thema Rassis-
mus setzt sich die Polizei durch Schulun-
gen und Fortbildungen auseinander. Spe-
ziell zum Thema racial profiling jedoch 
nur zum Verhalten bei Rassismusvorwür-
fen gegen die Polizei. Da wird dann weni-
ger geschult, wieso diese Kontrolle so 
gemacht wird, wie sie gemacht wird, son-
dern vielmehr, wie Menschen, die die 
Kontrolle als rassistisch benennen, ein 
Strick in Form von Beamtenbeleidigung 
gedreht wird. Also letztlich wird danach 
geschaut, dass Polizeiarbeit so gemacht 
werden kann, wie sie immer schon 
gemacht wurde. Die Stimmen der Betrof-
fenen werden dabei kaum angehört.

Welche Erfahrungen hat KOP – Kam-
pagne für Opfer rassistischer Polizeige-
walt bisher mit der Polizei gemacht?

Ich kann an dieser Stelle nur über die 
Gruppe KOP Bremen sprechen. Und 
da wird sich momentan eher beschnüf-
felt, es gibt keinen direkten Kontakt. Das 
ist bewusst von uns gewollt. Wir können 
nur von den Erfahrungen der Betroffen 
berichten und über das Bild, das die Poli-
zei in die Öffentlichkeit trägt.

Wie können denn jene Teile der Gesell-
schaft, die nicht selber betroffen sind, 
hier unterstützend tätig werden?

Durch Unterstützung in Gruppen, Unter-
stützung der Betroffenen, sich solidarisch 
zeigen und Kritik an der Praxis der Poli-
zei üben. Die Kampagne für Opfer ras-
sistischer Polizeigewalt wird ausschließ-
lich durch freiwillige unentgeltlich arbei-
tende Aktivist*innen getragen. Der Rechts-
hilfefonds wird aus Spenden und aus Ein-
nahmen von Solidaritätsveranstaltungen 
finanziert. Werdet gerne bei der Kampa-
gne aktiv. KOP ist eine offene Gruppe. 
Alle Spenden werden ausschließlich für die 
Unterstützung der Betroffenen eingesetzt. 

Heino Schomaker ist Geschäftsführer der Heinrich 
Böll Stiftung Schleswig-Holstein und Mitglied im 
Flüchtingsrat Schleswig-Holstein e. V.

Mögliche Anlaufstellen

In Kiel: 
•	 Antidiskriminierungsverband 

Schleswig-Holstein 
www.advsh.de

•	 zebra – Zentrum für Betroffene 
rechter Angriffe  
www.zebraev.de

In Bremen: 
•	 KOP Bremen 

www.kopbremen.noblogs.org
•	 soliport 

http://www.demokratiezent-
rum.bremen.de/beratungsange-
bote/betroffenenberatung-1770

In Berlin:
•	 KOP Berlin 

www.kop-berlin.de
•	 Reach Out Berlin 

www.reachoutberlin.de

http://www.frsh.de
http://www.advsh.de
http://www.zebraev.de
http://www.kopbremen.noblogs.org
http://www.demokratiezentrum.bremen.de/beratungsangebote/betroffenenberatung-1770
http://www.kop-berlin.de
http://www.reachoutberlin.de
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De Maizières naiv anmutende Beschwö-
rung des „Wir“ („Wir sehen“, „Wir 
sind“, „Wir zeigen“, „Wir fordern“, „Wir 
müssen“, …) ist in erster Linie eine Tirade 
gegen muslimische Migrant*innen, ein 
Wahlkampfsignal unter der Gürtellinie, 
mit dem er seine harte Hand im Umgang 
mit Zuwanderung und Zugewanderten, 
besonders muslimischen, demonstrie-
ren will. Obwohl de Maizières Manöver 
im Großen und Ganzen gefloppt ist, wird 
die Leitkulturdebatte immer wieder akut, 
auch in Schleswig-Holstein, wo die CDU 
2016 in ihrem Entwurf eines Landesinte-
grationsgesetzes forderte, Migrant*innen 
„auf die im Rahmen ihres Gastrechts 
unabdingbare Achtung der Leitkultur 
der Grundwerte [zu] verpflichten“. Wir 
nehmen de Maizières Vorstoß deshalb 
zum Anlass, einige Thesen gegen die Idee 
einer Leitkultur aufzulisten, auch wenn im 
Streit um die Leitkultur Argumente oft in 
den Hintergrund treten.

1) Das, was Menschen oft als „ihre 
Kultur“ bezeichnen: Spielregeln für die 
Kommunikation, ein gemeinsames Hand-
lungsrepertoire, auch Regeln zur Interpre-
tation von Dingen oder Ereignissen, das 
alles ist nie statisch, sondern lebendig. Es 
wird durch Handeln immer wieder pro-
duziert bzw. reproduziert oder verändert. 
Z. B. Sprache: Begriffe kommen aus der 
Mode, neue werden geprägt. Nach der 
Rechtschreibreform 1996 dürfen wir für 
das im 19. Jahrhundert aus dem Franzö-
sischen entlehnten „Portemonnaie“ auch 
„Portmonee“ schreiben. „Zockerpapier“ 
und „Shitstorm“ stehen wie ca. 5.000 
weitere Wörter erst seit 2013 im Duden, 
andere dafür nicht mehr. Kulturwan-
del finden auch an vielen anderen Stel-
len statt, z. T. recht schnelle, man denke 
an das Rauchen in öffentlichen Räumen. 
Oder an das von de Maizière geforderte 
Händeschütteln als Begrüßungsritual. Das 

ist „wegen der Hygiene“ in vielen öffent-
lichen Institutionen, wo Kund*innen ein- 
und ausgehen, längst abgeschafft, und 
auch seine Forderung „Amtssprache ist 
Deutsch“ ist aus guten Gründen nicht 
mehr alleiniger Standard: Es dürfen auch 
auf dem Amt andere Sprachen eingesetzt 
werden.

2) Migration ist Motor kultureller und 
gesellschaftlicher Entwicklung. Menschen 
tragen ihre Gewohnheiten, ihre Werte, 
ihre Traditionen und ihre Produkte und 
Werke über Grenzen. Migration ermög-
licht also Lerneffekte. Zuwandernde wie 
auch Einwanderungsgesellschaft setzen 
sich mit Neuem auseinander, sie gewöh-
nen sich daran, sie übernehmen mehr 
oder weniger bewusst, sie wandeln ab 
und sie streiten darüber.

Kultur: Vielfalt und Freiheit 
statt Instrumentalisierung und 
Kontrolle

3) Leitkultur suggeriert, kulturelle Gren-
zen wären klar bestimmbar und mit 
Staats- oder anderen geografischen Gren-
zen identisch. Weder ist aber der Staat 
ein einheitlicher kultureller Raum, noch 
enden kulturelle Räume notwendiger-
weise an Staatsgrenzen. Was als Kultur-
gut, als anerkannte Kommunikations-
regel oder Wertorientierung gilt, hängt 
vom sozialen Umfeld, von den jewei-
ligen Lebensbedingungen und dem 
Umgang damit ab. Der Kontext Familie 
tickt anders als der Kontext Betrieb, die 
Jugendclique, die religiöse Gruppe, der 
Verein usw. Familie ist dann nicht gleich 
Familie, Region nicht gleich Region usw.

4) Wie das Händeschütteln nur eine 
Grußform unter anderen ist, selbst im 
selben sozialen Kontext, kommunizie-

Leitkultur, eine neue Runde

Jana Pecenka,
Projekt diffairenz im IQ Netzwerk
Schleswig-Holstein

Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière hat Ende 
April in der Bild am Sonn-
tag die Frage aufgebracht, 
„was uns im Innersten 
zusammenhält“. Er meint 
mit „uns“ „die Nation“ und 
buchstabiert in zehn The-
sen aus, wie eine Leitkultur 
aussehen soll, mit der er 
den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt sichern 
will: Dazu gehören z. B. 
das Handgeben, Deutsch 
als Amtsprache, das 
Nicht-Burka-Tragen, die 
Befürwortung der Bildung 
als Wert an sich, das Stolz-
Sein auf Leistung und „auf-
geklärten Patriotismus“. 
Auch Karneval, Volksfeste 
und „landsmannschaftli-
che Mentalitäten“ gehören 
dazu.

Schleswig-Holstein

Zehn Thesen dagegen

http://www.frsh.de
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ren Menschen dieselben Inhalte mitun-
ter auf sehr unterschiedliche Weise. Oder 
sie tun dieselben Dinge, verbinden aber 
ganz unterschiedliche Inhalte oder Motive 
damit. Selten ist es deshalb möglich, vom 
äußeren Erscheinungsbild oder Verhalten 
eines Menschen auf seine Werte zu schlie-
ßen. Z. B. Respekt: Menschen zeigen Res-
pekt auf sehr unterschiedliche Weise. 
Deshalb haben sie noch lange keinen 
Wertekonflikt.

5) Werte sind per Gesetz nicht vorzu-
schreiben. Tun wird gesetzlich geregelt, 
gefördert oder begrenzt, Werte nicht. 
Ein Staat, der Werte direkt vorschreiben 
wollte, müsste Mittel und Wege suchen, 
Wertüberzeugungen zu kontrollieren.

6) „Unsere“ Traditionen und Symbole 
sind oft nicht so alt, wie sie dargestellt 
werden. De Maizière erwähnt National-
flagge und -hymne, beides gibt es erst seit 
1949 bzw. 1952 in den Ländern der alten 
Bundesrepublik, seit 1990 bzw. 1991 in 
den ostdeutschen Ländern. De Maizi-
ère aber stellt sie als zeitlose Elemente 
des deutschen Nationalbewusstseins dar, 
wenn es auch zwischendurch „Probleme 
mit unserem Patriotismus“ (!) gab. Tra-
ditionen und Symbole, vor allem natio-
nale, werden geschaffen oder instrumen-
talisiert, um kollektive Identität darauf zu 
bauen, um Grenzen zu ziehen zwischen 
„uns“ und „Anderen“.

7) „Leitkultur“ wird gern bemüht, um 
eine zivilisatorische Vorreiterrolle zu 
behaupten, die die Haltung gegenüber 
Zugewanderten durch die Abwertung 
dessen zu legitimieren sucht, was jen-
seits „unserer“ Grenzen (in dem Fall der 
Staatsgrenzen) liegt und woher diese 
Zugewanderten kommen. Mal in roman-
tisch-verklärender Manier, mal in missio-
narischem Eifer und mal im Verteidigungs-

modus walzt sie dabei über Ideen, über 
Geschichte und über Regionen hinweg 
und verleibt sie sich ein. Bei de Maizière 
liest sich das dann z. B. so: „Kaum ein 
Land ist so geprägt von Kultur und Phi-
losophie wie Deutschland“. Solch eine 
chauvinistische Provokation muss beson-
ders all jenen aufstoßen, die sich in 
Deutschland gegen große Hürden und mit 
dezidiert kosmopolitischer Haltung um 
Kultur und Geistesleben bemühen.

8) Gleichzeitig wird die Rede über unter-
schiedliche oder gemeinsame Kultur gern 
geführt, um soziale Schieflagen dahinter 
zu verstecken. De Maizières „Wir fordern 
Leistung“ suggeriert, Zugehörigkeit hinge 
einzig an einer persönlichen Wertent-
scheidung. So werden die vielfältigen Bar-
rieren ausgeblendet, die der gesellschaftli-
chen Teilhabe aller im Weg stehen. Außer 
Acht gelassen werden Menschen, für die 
es keine oder zu wenig Arbeit gibt. Außer 
Acht gelassen werden Menschen in prekä-
ren Arbeitsverhältnissen, die trotz erheb-
licher Leistung ihren Lebensunterhalt 
nicht sichern können, ebenso wie diejeni-
gen, die ihr Leben mit ererbtem Reichtum 
und Vermögen bestreiten können.

Wer hat die Deutungshoheit?

9) Leitkultur nur für Zugewanderte? Auf 
die Frage der ZDF-Moderatorin Marietta 
Slomka, ob „Wir sind nicht Nazi“ denn 
nicht auch in de Maizières Forderungska-
talog gehöre, blieb der Innenminister die 
Antwort schuldig. Ist die Haltung der (laut 
der „Mitte-Studie“ der Universität Leipzig 
von 2013) mittlerweile über 40 Prozent 
der Bevölkerung, die dafür sind, „Musli-
men die Zuwanderung nach Deutschland 
zu untersagen“ dem Innenminister keinen 
Kommentar wert? Was sagt er denjenigen 
nicht Zugewanderten, die z. B. mit einem 

Geschlecht, einem Migrationshintergrund, 
einer sexuellen Orientierung, einem sozi-
alen Status Abwertung, Angriff, Misshand-
lung oder Mobbing begründen? Was sagt 
er denen, die sich ihrer Verantwortung 
zu entziehen suchen, mit ihrem Reichtum 
zur gesellschaftlichen Weiterentwicklung 
beizutragen?

10) Leitkulturdebatte ohne Zugewan-
derte? Wer ist „Wir“? Wer darf Themen 
setzen, mitreden und mitgestalten? Für de 
Maizière gibt es drei Grade der Inklusion, 
drei Kreise des Wir: einen Innenkreis, zu 
dem für de Maizière Menschen mit deut-
schem Pass gehören, einen erweiter-
ten Kreis, zu dem er Zugewanderte ohne 
deutschen Pass zählt, „die seit langer Zeit 
hier leben“, und, sozusagen, den Rest. 
Das Signal ist also klar: „Wir“ sprechen 
über „euch“. „Ihr“ gehört nicht dazu, 
oder wenn, dann nur unter Bedingungen, 
die „wir“ diktieren. Solche Signale wirken. 
Wer sich außerhalb gestellt fühlt, wird 
sich kaum auf positive Weise identifizie-
ren. Diskriminierungserfahrungen können 
im Gegenteil Rückzug, bewusste Gegen-
abgrenzung und damit einhergehend eine 
alternative Traditions- und Werteschrei-
bung fördern.

„Was uns im Innersten zusammenhält“ – 
damit spielt de Maizière auf den ‚deut-
schen Exportschlager Goethe‘ an, der 
Faust in quälendem Erkenntnisdrang 
einen Pakt mit dem Teufel schließen ließ. 
Wenn er dieses Bild bemüht, muss er sich 
den Hinweis gefallen lassen, dass er selbst 
sich mit seiner Leitkultur zerstörerischen 
Kräften an den Hals wirft. Die dringend 
notwendige Auseinandersetzung über 
gemeinsame Werte muss geführt werden 
– unter Einbezug aller gesellschaftlichen 
Schichten, Gruppen und Strömungen. 
Eine konsequente Antidiskriminierungs-
politik und das Streben nach Teilhabege-
rechtigkeit für alle sind die Voraussetzung 
dafür, dass Minderheiten sich auch dazu 
eingeladen fühlen. 

http://www.iq-netzwerk-sh.de/angebote/
schulungen/diffairenz/

Die Rede über Kultur wird gern geführt, um soziale 
Schieflagen dahinter zu verstecken.

Schleswig-Holstein
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Die kumulierte Summe der Rüstungsex-
porte sagt dabei allerdings wenig über die 
genaue Aufschlüsselung aus und lässt so 
kaum Rückschlüsse auf die inhaltlichen, 
qualitativen Veränderungen in diesem 
Bereich zu. 

Neben dem – lobenswerten – deutlichen 
Rückgang der deutschen Exporte von 
Kleinwaffen in Drittstaaten, also Nicht-
EU- und Nicht-NATO-Staaten, sticht vor 
allem der Wert erteilter Genehmigungen 
von Munition für Kleinwaffen ins Auge, 
der sich schon im ersten Halbjahr 2016 im 
Vergleich zu 2015 mehr als verzehnfacht 
hat – von in etwa 26 Millionen auf 283 
Millionen Euro. Den Großteil machen hier 
Exporte in NATO- und NATO-gleichge-
stellte Länder mit relativ stabiler Staatlich-
keit aus (268 Millionen). Auch der Wert 
der Genehmigungen für Exporte in Dritt-
staaten hat sich von 3,8 auf 8,8 Millio-
nen Euro mehr als verdoppelt. 5,4 Milli-
onen Euro dieses Werts machen Unter-
stützungslieferungen an die kurdischen 
Peschmerga aus. Mit diesen Exporten 
brach das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) erstmals mit 
dem ungeschriebenen Grundsatz, keine 
Waffenlieferungen in Konfliktgebiete zu 
genehmigen. Diese Exporte mögen im 
Kampf gegen den sogenannten Islami-
schen Staat (IS) militärstrategisch durch-
aus ihre Berechtigung haben, die sicher-
heitspolitischen Implikationen des Zirku-
lierens von Munition für Kleinwaffen sind 
allerdings oft unklar und werden massiv 
unterschätzt. 

Kaum ein Beispiel akzentuiert diesen 
Umstand deutlicher als der Kollaps des 
libyschen Sicherheitssektors nach der 
sogenannten „humanitären“ Interven-
tion im Jahr 2011. Die Ausgangssituation 
ist vergleichbar mit der im Irak: in beiden 
Staaten konkurrieren mehrere bewaffnete 

Munitionslieferungen und fragile
Staatlichkeit

Stabilisierungshilfe oder Destabilisator?Lukas Schmitt

Gruppen um die Ausübung von Hoheits-
gewalt und es existieren weder effektive 
Sicherheitsstrukturen noch ausgeprägte 
Kompetenzen im Bereich der Absiche-
rung und der Lagerverwaltung von Klein-
waffen und Munition. Aus dem Fallbei-
spiel Libyen, das durch die Schließung der 
Balkan-Route und dem damit verbunde-
nen Transit von Geflüchteten zusätzli-
che humanitäre Brisanz birgt, lassen sich 
so die humanitären und sicherheitspoliti-
schen Konsequenzen aus der Verfügbar-
keit von Munition in Kombination mit fra-
giler Staatlichkeit illustrieren. 

Illegale Proliferation 
der Munition und Entstehung 
eines Schattenmarkts

Aufgrund ihrer Beschaffenheit eignet sich 
Munition besonders gut zur illegalen Wei-
tergabe. Die über ein halbes Jahr andau-
ernden Gefechte im Zuge der Militärin-
tervention im Jahre 2011 führten zur Zer-
streuung der libyschen Waffen- und Muni-
tionsarsenale. Im Zuge von Abrüstungs-
maßnahmen lag der Fokus aber eher auf 
größeren Waffensystemen wie den soge-
nannten Einmann-Flugabwehr-Lenk-
waffen (Man Portable Air Defense Sys-
tems, MANPADS), obwohl die Bedro-
hung durch die Munition für Kleinwaffen 
laut Aussage des Think-Tanks Small Arms 
Survey aufgrund ihrer Mobilität größer 
und nachhaltiger sei. 

In Libyen konkurrieren derzeit drei 
bewaffnete Gruppen um die legitime Aus-
übung von Staatsgewalt: das Supreme 
Security Committee, die Libya Shield 
Forces und die reguläre Armee. Für jede 
dieser Gruppen ist der Zugriff auf die 
ehemaligen Munitionsdepots aus Zeiten 
des Gaddafi-Regimes von großer militär-
strategischer Bedeutung. Durch die feh-

Am 25. Oktober 2016 
legte das Ministerium für 
Wirtschaft und Energie, 
zu diesem Zeitpunkt 
noch unter der Leitung 
von Sigmar Gabriel, den 
Rüstungsexportbericht für 
das erste Halbjahr 2016 
vor. Der Wert erteilter 
Genehmigungen für 
Rüstungsexporte ist im 
ersten Halbjahr 2016 im 
Vergleich zum Vorjahr 
von 3,5 auf ungefähr 4 
Milliarden Euro gestiegen. 
Damit liegt Deutschland 
im globalen Trend: der 
Umfang des globalen 
Waffenhandels wuchs 
zwischen 2012 und 2016 
weltweit um 8,4 Prozent. 
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lende zentrale Regulierungsinstanz und 
die Zerstreuung der Munition im Zuge 
der Luftangriffe der NATO-Koalition stieg 
der Preis für herkömmliche 7,62x51-mm-
Munition auf das Dreifache des Preises auf 
dem amerikanischen Markt, großkalibrige 
Munition kostet auf dem libyschen Markt 
sogar das Zwanzigfache des amerikani-
schen Richtpreises. Die Kontrolle über 
umfangreiche Munitionsbestände gene-
riert somit auch einen ökonomischen Vor-
teil für die kontrollierende Gruppe, der 
wiederum Spannungen intensiviert. 

Direktes Sicherheitsrisiko

In fragilen Staaten wie Libyen oder Irak 
existieren oft gravierende Defizite im 
Bereich Physical Security and Stock-
pile Management (PSSM), also der siche-
ren Lagerung von Munition und Waffen. 
Selbst in Südosteuropa ist Capacity Buil-
ding in diesem Bereich noch zentraler 
Focal Point von Rüstungskontrollmaß-
nahmen. In Libyen ist dieses Problem 
noch um ein Vielfaches größer, da viele 
der ohnehin schlecht gesicherten Muniti-
onsdepots während der Intervention im 
Jahr 2011 zerstört wurden. Neben uner-
laubtem Zugriff auf Munition führen diese 
Defizite auch zu direkten Sicherheitsrisi-
ken für die örtliche Zivilbevölkerung. Erst 
im Juni dieses Jahres starben in Libyen 
20 Zivilisten bei einer Explosion in einem 
Munitionsdepot in Garabuli in der Nähe 
von Tripolis. 

„Tracing“ von 
Munitionsbeständen

Exportierte Munition ist schwer zu verfol-
gen. So lässt sich durch die sogenannten 
„Headstamps“, also die Gravur auf der 
Patrone, relativ leicht feststellen, woher 
eine genutzte Patrone stammt. Allerdings 
lässt sich auf diesem Wege nur darauf 
schließen, woher eine Patrone in einem 
Zielstaat stammt und nicht, wohin geneh-
migte Exporte gelangen – das sprichwört-
liche Kind ist dann bereits in den Brun-
nen gefallen. Muammar Al-Gaddafi häufte 
große Mengen Munition und Kleinwaf-
fen an, die nach seinem Sturz freigesetzt 
wurden. Libyen gilt deshalb als „Munition-
sarsenal“ des IS. Auch im Irak sind nach-
weislich deutsche Waffen in die Hände 
des IS gelangt. Von den 28.000 gelieferten 
Kleinwaffen der Typen G3, G38 und P1 
seien laut Regierungskreisen mindestens 
88 verschollen, davon sei die Hälfte in die 
Hände des IS gelangt. Die Bundesregie-

rung wiegelte zwar ab, dass die Waffen 
ohne Munition unbrauchbar seien, durch 
die neuerlichen Exporte von Munition 
könnte die Bedrohung nun aber realer 
Natur werden.

Um zu garantieren, dass Munition tatsäch-
lich beim festgelegten Empfänger landet 
und auch dort verbleibt, hat das BMWi 
sogenannte End-User-Certificates und 
Post-Shipment-Controls eingeführt. Diese 
beruhen allerdings auf einer Selbstaus-
kunft der jeweiligen Benutzer beziehungs-
weise auf – de facto kaum stattfinden-
den – Kontrollbesuchen, sind also keines-
falls verbindlich und können leicht umgan-
gen werden. 

Export von Munition ist 
nachhaltiges Sicherheitsrisiko

Der Export von Munition birgt deutli-
che Risiken. Dazu zählen neben der Kon-
fliktkatalyse die illegale Proliferation, die 
mögliche Entstehung eines Schattenmark-
tes und Schwierigkei-
ten bei der Nachver-
folgung. Um den Irak 
nachhaltig zu stabi-
lisieren, müssen aus 
dem Szenario Libyen 
die richtigen Schlüsse 
gezogen werden: Frei 
zirkulierende Muniti-
onsbestände bereiten 
Nährboden für Ter-
rorismus und Bürger-
kriege und begüns-
tigen so neuerliche 
Fluchtbewegungen. 
Im Vorfeld der Bun-
destagswahl in diesem 
September sollte das 
Thema also partei-
übergreifend hervor-
gehoben werden. Ers-
tens sind Endver-
bleibserklärungen 
und Post-Shipment-
Kontrollen zwar ein 
guter und praktika-
bler Weg, allerdings 
muss die Bundesre-
gierung sicherstellen, 
dass diese Kontroll-
mechanismen umfas-
send genutzt werden. 
Zweitens sind Veri-
fikationsmechanis-
men nötig, mit denen 
die Korrektheit der 
Angaben der Empfän-

ger kontrolliert werden. Drittens ist eine 
Reduktion der Ausfuhren von Munition 
für Kleinwaffen im nächsten Jahr zwin-
gend notwendig. Vor allem der deutlich 
gestiegene Umfang der Genehmigungen 
für Exporte in Dritt- und NATO-Staaten 
sollte drastisch reduziert werden, wenn 
die Bundesregierung einerseits nicht wei-
terhin für den Export von Push-Faktoren 
verantwortlich sein und andererseits die 
Lage in Konfliktregionen nachhaltig stabi-
lisieren will. 

Quellen:
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Pub-
likationen/ruestungsexportbericht-erstes-halbjahr-
2016,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=d
e,rwb=true.pdf
SIPRI (2016): Trends in International Arms Trans-
fers. Online verfügbar: (https://www.sipri.org/sites/
default/files/Trends-in-international-arms-trans-
fers-2016.pdf)

Lukas Schmitt ist Mitglied im Flüchtlingsrat Schles-
wig-Holstein e. V. und studiert internationale Poli-
tik und internationales Recht an der Christian-Alb-
rechts-Universität zu Kiel. Er ist regelmäßiger Autor 
für dieses Magazin.

Deutliche Worte vor dem Kieler Landeshaus anlässlich der Kund-
gebung am 6. Juni 2017.
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Verfasst unter den Wirkungskräften einer 
nationalen Kraftanstrengung

Das kinseyanische Märchen vom AbschiebedefizitNorbert Grehl-Schmitt,
Caritasverband für die Diözese Osnabrück e. V.

Im August 2016 beauf-
tragte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) die Unterneh-
mensberatung McKinsey, 
herauszufinden, was dem 
Bundesinnenministerium 
und damit auch dem BAMF 
in 40 Jahren deutscher 
Flüchtlingspolitik heraus-
zufinden nicht gelungen 
war, nämlich zu erkunden, 
was es mit den Abschie-
behindernissen so auf sich 
hat. 

Die Erforschung dieser vermeintlich ver-
borgenen Erkenntnisse, wie etwa Krank-
heit, Minderjährigkeit, Ausbildung, 
Schwangerschaft, fehlende Sorgerechtsre-
gelungen, Passlosigkeit, fehlende Flugver-
bindungen usw., wurde ob des umfänglich 
erwarteten Erkenntnisgewinns auch aus-
gesprochen gut – im Sinne der Beratun-
gen aber wohl angemessen – honoriert. 
So ließ sich die Bundesregierung diese 
Auftragsarbeit, finanziert aus Steuermit-
teln, 1,86 Millionen Euro kosten, – alles in 
allem 678 Beratertage mit einem Tages-
satz von ca. 2.700 Euro (Spiegel, 5. August 
2016). Durch ein dummes Büroversehen 
wurden in einem Umfang von 280.000 
Euro auch Praktikant*innen zu diesem 
Preis abgerechnet (Huffington Post, 7. Mai 
2017).

Die Ergebnisse der Auftragsarbeit wurden 
erstmals im Dezember 2016 publik. Es 
wurden 14 Maßnahmen vorgeschlagen, 
darunter „neue“ Dinge, wie die Erfas-
sung der Ausreisepflichtigen im Auslän-
derzentralregister, mehr Geld für die frei-
willige Rückkehr und nach Möglichkeit 
die umfassende Inhaftierung der Men-
schen. Wo und wie auch immer abgelei-
tet oder erforscht, wurde prognostiziert, 
dass Ende 2017 485.000 Flüchtlinge aus 
Deutschland ausreisen müssten, dies aber 
nur 85.000 wirklich tun würden. Deshalb 
müsste die Bundesregierung diesen Men-
schen drastisch die Leistungen kürzen 
(SZ, 16. Dezember 2016), – immerhin 
ein Vorschlag, der möglicherweise darauf 
abzielen könnte, die hohen Beratungskos-
ten wieder einspielen zu können. 

Mag sein, dass sich die Kanzlerin ange-
sichts dieser Zahlen selbst Mut zuspre-
chen wollte. Mag auch sein, dass sie 
bereits den zivilgesellschaftlichen Wider-
stand gegen die Abschiebepläne erahnte. 
Jedenfalls nutzte sie auf der Jahresta-

gung des Deutschen Beamtenbunds die 
Gelegenheit, die Abschiebung abgelehn-
ter Asylsuchender zur „nationalen Kraft-
anstrengung“ zu erklären (FAZ, 9. Januar 
2017). Damit gebrauchte sie einen Begriff, 
der bisher eher im Zeichen von Naturka-
tastrophen und Wirtschaftskrisen von der 
Politik bemüht wurde. Maßstab des Han-
delns sollen also nicht Recht und Gesetz 
sein, sondern Wille und Kraftanstren-
gung einer Nation, um menschenrechtlich 
eben durchaus nicht (so einfach) durch-
setzbare Abschiebungen in die Tat umzu-
setzen. Was damit gemeint ist, lässt sich 
ohne Zweifel an den Sammelabschiebun-
gen nach Afghanistan erkennen.

Geht es also gar nicht um das Auf-
tragsthema „Vollzugsdefizite“? In der 
Tat kennen wir diese „Defizite“ aus den 
1980er und 1990er-Jahren. Sie waren 
allesamt hausgemacht, weil Asylent-
scheidungen getroffen wurden, die so 
gar nicht mehr hätten genannt werden 
dürfen. Anstelle einer Schutzberechtigung 
wurden viele Menschen schlicht und ein-
fach „geduldet“, ihre Abschiebung wurde 
also jahrelang ausgesetzt. Schauen wir 
uns aber die Fakten der letzten drei Jahre 
an, so stellen wir fest, dass die Zahl der 
Menschen mit einer Duldung zwar von 
113.000 im Jahr 2014 auf 155.000 im Jahr 
2015 gestiegen, 2016 aber auf 153.000 
Menschen gesunken ist. Der Sprung im 
Jahr 2015 dürfte vermutlich auf die hohe 
Zahl unbegleiteter minderjähriger Flücht-
linge zurückzuführen sein, die regelmäßig 
zunächst keinen Asylantrag gestellt haben. 
Immerhin stieg die Zahl der ausreise-
pflichtigen Menschen ohne Duldung, und 
zwar von 40.970 im Jahr 2014 auf 54.437 
im Jahr 2016, – angesichts von ca. 1,16 
Millionen Asylanträgen in den Jahren 2015 
und 2016 eine zu vernachlässigende Zahl. 
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McKinseys Zahlenspiele

Aufmerksame Statistiker*innen werden 
diese Zahlen auch nicht verwundern. Von 
Januar 2016 bis Mai 2017 – also in den 
letzten 17 Monaten – wurde 582.835 
Menschen ein Schutz (vor Abschie-
bung) zugesprochen und 188.554 
Anträge wurden als „unbegründet“ abge-
lehnt, Tendenz vermutlich deutlich stei-
gend. 109.607 Verfahren haben sich erle-
digt. Immerhin 120.585 Anträge wurden 
als offensichtlich unbegründet abge-
lehnt (s. BAMF-Asylgeschäftsstatistiken 
12/2016 und 05/2017). 193.000 Verfah-
ren waren zum 31. März 2017 anhängig 
(s. SZ, 2. Juni 2017). Wenn sich darüber 
hinaus die Zahl „geduldeter“ Menschen 
gegenüber „nicht geduldeten“ Menschen 
nur um etwa 15.000 Personen erhöht hat, 
lässt das allein den Schluss zu, dass ein 
großer Teil der offensichtlich unbegrün-
det abgelehnten Asylsuchenden längst das 
Land verlassen hat.

McKinsey wirft hingegen alle nicht schutz-
berechtigten Flüchtlinge in einen Topf, 
definiert sie als abschiebbares Stückgut, 
das irgendwie von A nach B transportiert 
werden muss. Mit dieser Banalisierung 
senken die Berater*innen humanitäre 
Hemmschwellen und schaffen gleichzeitig 
den Nährboden für eine längst Wirklich-
keit gewordene massenhafte Segregation, 
umgesetzt durch Arbeitsverbote, Inter-
nierung, Leistungskürzung und -verwei-
gerung, – eine Salamitaktik, die im politi-
schen Geschäft bereits wunderbar funk-
tioniert.

Wunderbarerweise sind aber auch einem 
der Hauptprotagonisten des McKinsey-
Deals die schlagzeilenkräftigen Zahlen-
spiele um die Abschiebung nicht mehr 
ganz geheuer. Die Zahl der Ausreisepflich-
tigen sei deutlich niedriger als die Bundes-
regierung angebe, zitiert der MDR den 
Ex-BAMF- und BA-Chef (MDR, 10. April 
2017) und schiebt damit den schwarzen 
Peter seinem Ex-Ressortchef de Maizi-
ère zu.

McKinsey vermag gleichwohl den Kopf 
nicht aus der Schlinge zu ziehen: Wenn 
sich Weise darüber beschwert, dass das 
BMI falsche Zahlen übermittle oder die 
tatsächlichen Zahlen gar nicht wisse, dann 
stellt sich die Frage, ob bei einem Tages-
satz von 2.700 Euro nicht auch erwartet 
werden kann, dass die Datenlagen sorg-
fältig recherchiert, analysiert und bewer-
tet werden, bevor generalstabsmäßig 
Abschiebepolitik konzipiert wird. Ein Blick 

in die Asylgeschäftsstatistiken des BAMF 
hätte dazu vermutlich schon ausgereicht. 

Mit dieser Aussage fällt ein weiteres Säu-
lenargument des Beratungsunternehmens 
in sich zusammen: „Im Jahr 2017 werden 
die direkten Gesamtkosten (für die Aus-
reisepflichtigen) damit bei rund drei Mil-
liarden Euro liegen“ (Welt, 4. Dezem-
ber 2016). Wenn jedoch die Zahlen nicht 
bekannt oder eben deutlich geringer sind, 
dann muss diese Rechnung wohl neu auf-
gemacht werden. Jedes Unternehmen 
müsste sich ob solcher Schlampigkeiten 
wohl auf gepfefferte Nachbesserungsfor-
derungen gefasst machen.

Auch bei anderen indizierten Problem-
lagen legte McKinsey wenig Recher-
chelust an den Tag. Wenn festgestellt 
wird, dass die Zeitspanne zwischen Aus-
reisepflicht und Vollzug „bei vollzoge-
nen Rückführungen durchschnittlich 
zwölf Monate, in manchen Fällen sogar 
rund 4,5 Jahre“ (ebd.), betrug und gera-
ten wird, „zu investieren, um die Dauer 
ihres Aufenthaltes in Deutschland zu ver-
kürzen“ (ebd.), dann wäre für ein fach-
lich versiertes Gutachten und angesichts 
sündhaft teurer Abschiebungen auch der 
Frage nachzugehen gewesen, ob diese 
Investition nicht besser in und für Men-
schen erfolgt, die sich schon lange in 
Deutschland aufhalten und – in vielen 
Fällen – ihren Lebensunterhalt selbst 
verdienen. Investitionen in Qualifizierung 
und in Maßnahmen zur Teilhabe dürften 
jedenfalls bedeutend nützlicher sein, als 
scharf an Grundrechtsverstößen entlang 
skizzierte Ausschaffungsszenarien. Die 
Flüchtlingsräte hätten dieses Gutachten 
kompetenter und vor allem kostengüns-
tiger erstellen können.

Düstere Perspektiven

Wer aber nun glaubt, McKinseys Thesen 
seien vom Tisch, der irrt gewaltig: In den 
vom BAMF für den Monat März 2017 
erstellten „Informationen zur besseren 
Steuerung des Flüchtlingsmanagements“ 
vom 18. April 2017 werden auf illus-
tre Art und Weise, nämlich in buchhal-
terischer Perfektion, aber eben kalt und 
schaurig die aktuellen Strategieplanungen 
des Ausreise-, bzw. Abschiebungsmanage-
ments beschrieben.

Die Wahrscheinlichkeit eines möglichen 
Vollzugs der Abschiebung wird in fünf 
Cluster eingeteilt. Aufteilungskriterium 
ist dabei die Kooperationsbereitschaft 
der Herkunftsländer (HKL). Das geht von 

Cluster I (Zusammenarbeit völlig unpro-
blematisch) bis zu Cluster IV (Zusam-
menarbeit stark verbesserungswürdig). 
In diesem Cluster IV befinden sich fast 
30 Prozent der 205.768 Ausreisepflichti-
gen. Die Zusammenarbeit mit Afghanistan 
funktioniert mit Einschränkungen (Clus-
ter III). Bleibt ein Weiß-nicht-ganz-genau-
Cluster, das ungefähr 102 (!) HKL umfasst, 
– insgesamt eine bemerkenswert logische 
Zusammenfassung der Welt in Willigkeits-
kategorien. 

Abschiebungen sollen zukünftig so früh 
wie möglich stattfinden. Kaltschnäuzig 
beschreibt das Datenblatt „Ausreisepflich-
tige nach Erfolgswahrscheinlichkeit“ (sic!) 
Zielmarken, die befürchten lassen, dass 
auch Menschen erfasst werden, die nicht 
aufgrund fehlender Reisedokumente, 
sondern aus anderen Gründen geduldet 
werden.

Lassen wir viele gravierende „Implausibi-
litäten“ in der Bilanzierung, die das BAMF 
in dem Papier auch selbst einräumt, bei-
seite, so lässt der eiskalte Duktus befürch-
ten, dass auch die Methoden polizeili-
cher Maßnahmen härter werden könn-
ten. Berichte über brutale Gewalt bei 
Abschiebungen nehmen ebenso zu wie 
der öffentliche Ruf nach mehr Action. Am 
8. Juni 2017 titelte die Welt: „Von Merkels 
Abschiebeoffensive fehlt jegliche Spur“. 
Die Treibjagd scheint eröffnet worden zu 
sein! 

Wir werden nicht umhin kommen, mit 
einer nationalen Kraftanstrengung den 
Strichlisten der kalten Managementstatis-
tik das Leben der betroffenen Menschen 
gegenüber zu stellen. Machen wir damit 
unentwegt und unbeirrt weiter! 

http://www.frsh.de
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Anerkennung bedeute, „alles, was jemand 
im Laufe des Lebens gelernt hat, wertzu-
schätzen“, so das Plädoyer von Dr. Madhu 
Singh vom Unesco Institut für Lebens-
langes Lernen. Singh forscht im interna-
tionalen Kontext zu Möglichkeiten Kom-
petenzen anzuerkennen. In ihrem ein-
führenden Vortrag zur Veranstaltung 
des IQ Netzwerks Schleswig-Holstein 
beschrieb sie gute Beispiele aus ande-
ren Ländern. Dabei sei es wichtig, Aner-
kennungsverfahren auch auf der loka-
len Ebene sektorübergreifend anzusie-
deln. Auch Arbeitgeber*innen müssten 
ermutigt werden, an Kompetenzaner-
kennung mitzuwirken. Singh konstatierte: 
„Anerkennung ist für Leute, die Erfahrung 
haben, die Talente haben – es ist wichtig, 
dass diese Talente auch ohne Dokumente 
anerkannt werden! Die Verfahren müssen 
viel offener, viel einfacher sein.“

Wie die Anerkennung von Qualifikationen 
auch ohne Unterlagen schon in der Praxis 
umgesetzt wird, verdeutlichte Joachim 
Ritzerfeld vom Westdeutschen Hand-
werkskammertag. Er stellte das Projekt 
„Prototyping Transfer“ vor. Wer z. B. einen 
handwerklichen Beruf erlernt, aber nicht 
mehr alle Zeugnisse hat, kann bei den 
Handwerkskammern eine sogenannte 
„Qualifikationsanalyse“ machen – eine 
praktische Arbeitsprobe, direkt in einem 
Betrieb. 

Mit Blick auf studienwillige Flücht-
linge präsentierte Michael Klees von der 
Gesellschaft für Akademische Studien-
vorbereitung und Testentwicklung e. V. 
den „Test für ausländische Studierende“. 
Dieser fragt in unterschiedlichen Spra-
chen studienrelevante Inhalte ab und soll 
es so ermöglichen, ein im Ausland begon-
nenes Studium in Deutschland aufbau-
end auf dem bereits vorhandenen Wissen 
fortzusetzen. 

Mehr Zugänge, mehr Wertschätzung, 
mehr Mut

Gelungene Tagung des IQ Netzwerks SH „Berufliche 
Qualifikationen nutzen – auch ohne Nachweis“

Nora Lassahn,
IQ Netzwerk Schleswig-Holstein

Rund 120 Expert*innen zu 
Arbeitsmarkt und Integ-
ration kamen am 3. Mai 
2017 im Kieler Musiculum 
zusammen. Zur Diskussion 
stand, wie ausländische 
Berufsqualifikationen auch 
ohne vollständige Unter-
lagen anerkannt werden 
können. Deutlich wurde, 
dass es auch in Schleswig-
Holstein bereits viele gute 
Ansätze gibt. Es muss aber 
auch Neues entwickelt 
werden!

Große Hürden im 
Anerkennungsverfahren

Dies sind gute erste Ansätze. Doch es gibt 
auch noch viele Hürden. Das verdeutlicht 
der Fall von Abdul Elah Alhasan: Der syri-
sche Spezialist für Kühl- und Klimatechnik 
ist schon seit zwei Jahren in Kiel, konnte 
in seinem alten Beruf jedoch trotz langjäh-
riger Erfahrung und mühsam beschaffter 
Dokumente nicht wieder Fuß fassen. 

„Das ganze Verfahren und das Besorgen 
von Unterlagen dauert so lange, dass viele 
sich anders orientieren“, berichtet Naurus 
Amin, die in der IQ Anerkennungsbera-
tung in Kiel tätig ist und auch Herrn Alha-
san beraten hat. Dass lange Wege im 
Anerkennungsverfahren für viele Geflüch-
tete große Hürden darstellen, unterstrich 
auch Farzaneh Vagdy-Voß, Projektleite-
rin des IQ Netzwerks Schleswig-Holstein: 
„Um ihre Familien nachzuholen, müssen 
viele Flüchtlinge einer unqualifizierten 
Beschäftigung nachgehen. So verdammt 
die Bürokratie des Familiennachzugs viele, 
deren Angehörige im Krieg unter Bomben 
leben, dazu, irgendeiner Beschäftigung 
nachzugehen, obwohl sie eine berufliche 
Qualifikation haben.“ 

Was kann getan werden, um Potenzi-
ale wie das von Herrn Alhasan zu nutzen 
und nicht zu verschwenden? Darüber dis-
kutierten anschließend Veronika Langner, 
Referatsleiterin Studierendenservice für 
ausländische Studierende am International 
Center der Christian-Albrechts-Universi-
tät zu Kiel, Sabine Rief von der IQ Quali-
fizierungsberatung in Kiel, Joachim Ritzer-
feld und Dr. Madhu Singh. 

Sabine Rief berichtete von unumgängli-
chen Hürden bürokratischer Praxis: So 
gäbe es im Ausland viele Berufe, die es 
in Deutschland so nicht gibt. Solche Fälle 
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hätten von Anfang an keine Chance auf 
Anerkennung. Und auch wenn es einen 
vergleichbaren Beruf in Deutschland gäbe, 
ist das Beschaffen von Dokumenten häufig 
problematisch. Bei handwerklichen Beru-
fen müsse beispielsweise oft eine Ausbil-
dungsordnung von einem Bildungsminis-
terium im Herkunftsland – teilweise auch 
übersetzt – eingereicht werden. Doch 
nicht alle Länder stellen Ausbildungsord-
nungen aus.

Etwas einfacher ist es zumindest für jene, 
die in Kiel zurück an die Uni möchten. 
Veronika Langer rief dazu auf, in die Bera-
tung des International Center zu kommen 
– mit vollständigen, oder auch mit unvoll-
ständigen Unterlagen. 

Potenziale müssen 
besser genutzt werden

Dr. Singh stellte die Kompetenzfest-
stellungsverfahren in Deutschland in 

einen internationalen Kontext. Obwohl 
das Gesetz über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit von Berufsqualifikati-
onen (BQFG) in Deutschland ein hohes 
Niveau anerkannter Abschlüsse sicher-
stellt, mahnte sie an: „Mir fällt auf, dass 
in Deutschland alles sehr bürokratisch 
ist. Man ist immer noch sehr auf Doku-
mente und Nachweise angewiesen. Wenn 
ich das mit anderen Ländern vergleiche, 
glaube ich, dass es hier sehr zeitaufwen-
dig ist. Mir fehlt, dass mehr Leute erreicht 
werden können. Es gibt so viele Perso-
nen, die Zugang zu Anerkennungsverfah-
rung haben müssten.“

Die Diskussion auf dem Podium wurde 
von eindringlichen Plädoyers aus dem 
Publikum unterstützt: Viele berichte-
ten von Erfahrungen aus der Beratung 
und Betreuung, dass motivierte Fach-
kräfte durch lange Wartezeiten, bürokra-
tische Auflagen oder fehlende Angebote 
entmutigt würden. Am Ende herrschte 

große Einigkeit darüber, dass es zwar gute 
Ansätze gibt, Kompetenzen anzuerken-
nen – diese aber weiter ausgebaut und 
geöffnet werden müssten. 

So betonte auch Farzaneh Vagdy-Voß: 
„Die Botschaft der heutigen Veranstal-
tung ist, dass die Potenziale von qualifi-
zierten Menschen auch ohne nachweis-
bare Unterlagen genutzt werden soll-
ten. In Anbetracht der Tatsache, dass es 
in Deutschland einen Fachkräftemangel 
gibt und dieser in Zukunft noch deutlich 
zunehmen wird, ist dies auch aus wirt-
schaftlichen und nicht nur aus integrati-
onspolitischen Gründen geboten.“

Eine Dokumentation der Tagung ist unter 
http://www.iq-netzwerk-sh.de/info/aktu-
elles/ verfügbar.

Dr. Madhu Singh und Joachim Ritzerfeld diskutierten auf dem Podium der Veranstaltung.

http://www.frsh.de
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Pressemitteilung, 22. Mai 2017, 24864 Brodersby

Die Würde des 
Menschen ist
unantastbar
Netzwerk für eine offene und gegenseitige,
respektvolle Integration

Daniela Gottfriedt und Jessica Eggers 
INTEGRAL e. V. 

… das Fass ist am überlaufen! Seit zwei Jahren 
„kümmern“ wir uns um eine beständig anwach-
sende Zahl von Flüchtlingen aus verschiedenen 
Herkunftsländern. Als Frau Merkel das Land 
für die Unglücklichen öffnete und sie zu ihrem 
Glück in der Bevölkerung auf eine Welle von 
Hilfsbereitschaft und großem Engagement stieß, 
die sich von „wir schaffen das“ nicht abschrecken 
ließ, da fragten wir uns nicht alleine: ach, ist Frau 
Merkel da nicht etwas zu euphorisch?

Ein wenig Unterstützung bei den ersten zu Wegen zu Behör-
den, Ämtern, Ärzten? (sind da etwa Kranke dazwischen?). 
Die ersten Einkäufe vielleicht noch … Naja. Dass viele (zu 
ihrem Glück!) nicht in den Großstädten, sondern ausgerech-
net im idyllischen ländlichen Hinterland, ohne bequemen 
ÖPNV, ohne „Market“, ohne medizinische Nahversorgung 
und auch ohne soziale Kontakte, zurechtkommen, dafür gibt 
es die sogenannten Lotsen. Theoretisch jedenfalls und so für 
die ersten – drei?, sechs? … Monate?

Unsere neuen Nachbarn sind meistens sehr froh über die 
Unterstützung, es entwickeln sich freundschaftliche Verflech-
tungen. Woher sollen sie wissen, dass diese „helper“ nicht 

vom Amt kommen und ihr Auto privat tanken, sprich Frei-
willige sind? Es läuft. Es läuft sogar ganz gut und meist rei-
bungslos. Das hatte uns Frau Merkel ja gesagt: „Wir schaf-
fen das“. Die Zeit vergeht, inzwischen kennt man sich auf 
sämtlichen Ämtern, hat viele Workshops mit Gleichbetrof-
fenen zwecks Fortbildung besucht, die ersten Aufenthaltsti-
tel sind erteilt worden und es konnte auch schon umgezo-
gen werden. Zeit zum Aufatmen und Zufriedenheit? Weit 
gefehlt! Es wäre zu schön, wenn es denn auch weiterginge!

Wir schmeißen nicht hin.

Zu Beginn war das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) mit seinen Terminen und Entscheidungen der Fla-
schenhals, durch den alle durch mussten, als nächstes die 
Ausländerbehörden (ABH), neue Papiere dauern Zeit. Das 
Sozialamt, Fachbereich Asylbewerber, war in dieser Zeit eine 
verlässliche Konstante. Nun dauert es schon zwei Jahre und 
es macht sich ein zynischer Humor breit. Der Flaschenhals 
ist inzwischen der so dringliche Sprachkurs, ohne den eine 
ernst gemeinte Integration obsolet wird.

Auf manchen Ämtern hat sich eine verständliche aber wenig 
hilfreiche Haltung etabliert, die da lautet: Amtssprache ist 
Deutsch! Videodolmetschen dauert zu lange… Von vielen 
Stellen hören wir den Rat, den Kram hinzuwerfen. Umdre-
hen und weggehen. Die sollen doch mal sehen, was dann 
passiert… Mit „die“ ist irgendwie unsere Regierung gemeint. 
Wir schmeißen nicht hin. Uns sind „unsere Leute“ allesamt 
sehr wichtig. Wir wollen es aussprechen, möchten Antwor-
ten, die uns weiterbringen und nicht wieder unbestimmt ver-
trösten. Sofort. Wo sind unsere Vertreter, die das Thema 
aufgreifen? Unser neuer Ministerpräsident hat einen lange 
geplanten Empfang schon mal absagen lassen… – aber das ist 
natürlich völlig anderen Umständen geschuldet.

Sehr verehrte Bundesregierung, verehrte Landesregie-
rung und liebe Ämter: Lasst eure engagierten Bürger nicht 
hängen, weil ja anscheinend alles läuft. Gebt uns mehr Wert-
schätzung und Hilfestellung, damit die Marathonaufgabe Inte-
gration gelingt! 

INTEGRAL e.V.  
Daniela Gottfriedt, Jessica Eggers  
1. Vorsitzende, 2. Vorsitzende  
Schleidörferstr. 16 
24864 Brodersby 
integral@web.de

http://www.frsh.de
mailto:integral@web.de
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Segeln für Asyl und Bleiberecht 
– gegen Ausgrenzung und Abschiebung!

Andrea Dallek,
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V.

Am Sonntag, 14. Mai 2017 ist die Crew des 
Traditionsseglers „Aliado“ mit dem Flücht-
lingsrat Schleswig-Holstein in die Kieler Förde 
gestochen. Ziel war es, Forderungen nach Asyl 
und Bleiberecht sowie gegen Ausgrenzung und 
Abschiebung sichtbar zu machen.

Im Landeshaus fanden noch keine Koalitionsverhandlun-
gen statt, aber am Kai fand das Kids-Fest mit dem jährlichen 
Entenrennen statt. Eine gute Möglichkeit, die Aufmerksam-
keit vieler Menschen zu erreichen. Die kleine Gruppe steu-
erte das Segelboot mit gut sichtbaren Transparenten im 
Segel durch die Förde und legte einen Zwischenstopp an der 
Reventloubrücke ein.

Die Forderungen mit Blick auf die 19. Legislaturperiode im 
Kieler Landtag sind:
•	 Faire Asylverfahren und Bleiberecht mit unabhän-

giger Verfahrensberatung und Begleitung durch 
Unterstützer*innen für Asylsuchende

•	 Bedingungsloses Bleiberecht und keine auf Externalisie-
rung angelegte Flüchtlingspolitik.

•	 Schließung des Ausreisezentrums Boostedt
•	 Keine Abschiebungen in Dublin-Vertrags- oder Dritt-

staaten – auch nicht nach Afghanistan oder sogenannte 
sichere Herkunftsstaaten

•	 Freedom of Choice und volle Bewegungsfreiheit – bzw. 
hilfsweise die Verteilung von Flüchtlingen in Schleswig-
Holstein nach Berücksichtigung von ihren Prägungen, 
Lebensplanung und Bedarfen und nicht nach Quote

•	 Keine Ausgrenzung nach Bleibeperspektive bei Arbeits-
marktzugang, Förderinstrumenten nach SGB oder zur 
Ausbildungs- und Sprachförderung

•	 Förderung des Familiennachzugs für alle Flüchtlinge unab-
hängig vom Aufenthaltstitel

•	 Ein Geflüchtete einbeziehendes, Partizipation gewähren-
des und Rassismus entgegen wirkendes Landesintegrati-
onsgesetz

http://www.frsh.de
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Nach der neuen Weltjahresstatistik 
„Global Trends“ der UN-Organisation 
gab es Ende 2016 insgesamt 65,6 Millio-
nen Menschen, die von Flucht und Vertrei-
bung betroffen waren – 300.000 Menschen 
mehr als im Jahr zuvor. Damit wird deutlich, 
welch enorme Zahl von Menschen welt-
weit Schutz benötigen, doch es zeigt auch, 
dass sich im Jahre 2016 der Anstieg von 
Flucht und Vertreibung verlangsamt hat. In 
jedem der letzten fünf Jahre stieg die globale 
Gesamtzahl jeweils in Millionenhöhe.

Der nunmehr erreichte Stand von 65,6 
Millionen umfasst drei wichtige Kompo-
nenten: Zunächst die Zahl der Flücht-
linge – sie ist mit 22,5 Millionen höher 
als jemals zuvor. Von dieser Gesamtzahl 
fallen 17,2 Millionen in den Verantwor-
tungsbereich von UNHCR, die Übrigen 
sind palästinensische Flüchtlinge, die bei 

Flucht und Vertreibung erreichen 
2016 neuen Höchststand

Das UN-Flüchtlingskommissariat (UNHCR)
veröffentlicht seinen statistischen

Jahresbericht Global Trends 2016

Das weltweite Ausmaß 
von Flucht und Ver-
treibung, verursacht 
durch Krieg, Gewalt und 
Verfolgung, hat im Jahre 
2016 den höchsten jemals 
registrierten Stand erreicht, 
heißt es in einem Bericht, 
der heute von dem UN-
Flüchtlingskommissariat 
(UNHCR) veröffentlicht 
worden ist.

unserer Schwesterorganisation UNRWA 
registriert sind. Syrien bleibt weltweit das 
größte Herkunftsland von Flüchtlingen 
(5,5 Millionen). Der größte neue Faktor 
im Jahre 2016 war jedoch der Südsudan, 
wo der katastrophale Zusammenbruch 
der Friedensbemühungen im Juli zu einer 
Massenflucht von 739.000 Menschen bis 
zum Jahresende führte (aktuell sind es 
mittlerweile 1,87 Millionen).

Die zweite Gruppe betrifft die Zahl der 
Menschen, die innerhalb ihres Heimatlan-
des geflohen sind. Dies waren 40,3 Millio-
nen im Vergleich zu 40,8 Millionen im Jahr 
zuvor. Syrien, Irak und weiterhin Kolum-
bien stehen an der Spitze jener Staaten, die 
von Binnenflucht und -vertreibung betrof-
fen sind. Dieses Problem hat jedoch eine 
globale Dimension und ist verantwortlich 
für fast zwei Drittel der Gesamtzahl von 
65,6 Millionen Menschen auf der Flucht.

Bei der dritten Gruppe handelt es sich um 
Asylbewerber, also Menschen, die ihr Hei-
matland verlassen haben und anderswo 
internationalen Schutz als Flüchtlinge 
suchen. Ende 2016 betrug ihre Zahl welt-
weit 2,8 Millionen.

Hinter diesen nackten Zahlen stehen 
die horrenden menschlichen Kosten, die 
durch Krieg und Verfolgung weltweit ver-
ursacht werden: 65,6 Millionen Menschen 
auf der Flucht, das heißt, dass im Schnitt 
einer von 113 Menschen weltweit von 
Flucht und Vertreibung betroffen ist – die 
Gesamtzahl ist größer als die der Bevöl-
kerung von Großbritannien.

„Welchen Maßstab man auch nimmt, diese 
Zahl ist nicht zu akzeptieren. Und aus ihr 
spricht lauter als jemals zuvor die Not-
wendigkeit zur Solidarität und zu gemein-
samen Zielen bei der Prävention und 
Lösung von Krisen. Gemeinsam muss 
sichergestellt werden, dass die Flücht-

linge, Binnenvertriebenen und Asylsuchen-
den weltweit angemessen geschützt und 
versorgt werden, während zugleich Lösun-
gen angestrebt werden“, sagte UN-Flücht-
lingskommissar Filippo Grandi. „Wir müssen 
zugunsten dieser Menschen besser werden. 
In einer Welt voller Konflikte bedarf es Ent-
schlossenheit und Mut, nicht Furcht.“

Eine wesentliches Ergebnis von Global 
Trends: Die Zahl jener Menschen, die im 
Verlauf des Jahres 2016 neu zur Flucht 
gezwungen wurden, bleibt auf einem sehr 
hohen Stand: 10,3 Millionen insgesamt, 
von ihnen blieben zwei Drittel innerhalb 
der Grenzen ihres Heimatlandes. Statis-
tisch gesehen bedeutet dies: 2016 musste 
alle drei Sekunden ein Mensch fliehen – 
eine geringere Zeitspanne, als es braucht, 
diesen Satz zu lesen.

Gleichzeitig gab es im letzten Jahr jedoch 
auch für viele heimkehrende Flücht-
linge und Binnenvertriebene sowie durch 
Resettlement-Programme in Drittstaa-
ten Aussichten für eine sich verbessernde 
Situation. 37 Staaten akzeptierten insge-
samt 189.300 Flüchtlinge zur Aufnahme 
durch Resettlement. Rund eine halbe Mil-
lion Flüchtlinge konnten in ihr Heimatland 
zurückkehren, zudem rund 6,5 Millionen 
Binnenvertriebene in ihre jeweiligen Hei-
matregionen – wenngleich viele von ihnen 
keineswegs unter idealen Bedingungen 
und mit unsicheren Zukunftsaussichten.

Die meisten Flüchtlinge weltweit (84 Pro-
zent), lebten Ende 2016 in Staaten mit 
niedrigen oder mittleren Einkommen, 
einer von drei Flüchtlingen (insgesamt 
4,9 Millionen) wurde von den am wenigs-
ten entwickelten Ländern der Welt auf-
genommen. Dieses gewaltige Ungleich-
gewicht spiegelt verschiedene Sachver-
halte wider einschließlich der Tatsache, 
dass es international an einem Konsens 

Pressemitteilung Berlin, 19. Juni 2017
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fehlt, wenn es um das Thema Aufnahme 
von Flüchtlingen geht und die damit ver-
bundene geographische Nähe vieler armer 
Staaten zu Konfliktregionen. Es zeigt auch 
auf, dass Staaten und Gemeinden, die 
Flüchtlinge und andere aus ihrer eigentli-
chen Heimatregion geflohene Menschen 
unterstützen, eine robuste finanzielle Aus-
stattung und Hilfe benötigen. Deren Fehlen 
kann Instabilität herbeiführen und hat Kon-
sequenzen für lebenssichernde humanitäre 
Hilfe oder löst Weiterwanderung aus.

In Relation zur Gesamtbevölkerung ist 
Syrien weiterhin weltweit am stärksten 
von Flucht und Vertreibung betroffen: 
Zwölf Millionen Menschen (fast zwei Drit-
tel der Gesamtbevölkerung) sind entwe-
der Binnenvertriebene oder im Ausland 
als Flüchtlinge und Asylsuchende. Abge-
sehen von der lange andauernden paläs-
tinensischen Flüchtlingssituation stellen 
Kolumbianer (7,7 Millionen) die größte 
Bevölkerung, gefolgt von Afghanen (4,7 
Millionen), Irakern (4,2 Millionen) und 
Südsudanesen (weltweit mit 3,3 Millio-
nen Betroffenen die am schnellsten wach-
sende Bevölkerung auf der Flucht).

Kinder machen die Hälfte der weltweiten 
Flüchtlingsbevölkerung aus. Sie müssen vor 
allem aufgrund ihrer Vulnerabilität beson-
ders leiden. Tragischerweise wurden im 
letzten Jahr 75.000 Asylanträge von Kin-
dern gestellt, die allein oder von ihren Eltern 
getrennt fliehen mussten. Laut dem Bericht 
ist diese Zahl wahrscheinlich zu niedrig, um 
die tatsächliche Situation widerzuspiegeln.

UNHCR schätzt zudem, dass Ende 2016 
zumindest zehn Millionen Menschen keine 
Nationalität besaßen oder dem Risiko der 
Staatenlosigkeit ausgesetzt waren. Die 
Daten, die von Regierungen in diesem 
Zusammenhang erhoben und an UNHCR 
übermittelt wurden, betrafen jedoch 
lediglich 3,2 Millionen staatenlose Men-
schen in 75 Staaten.

„Global Trends“ ist eine statistische Erhe-
bung zu Flucht und Vertreibung, eine 
Reihe von wesentlichen Entwicklungen im 
Jahre 2016 ist deshalb in dem Bericht nicht 
erfasst. Dies betrifft die gestiegene Poli-
tisierung des Asylthemas in vielen Staa-
ten und die wachsenden Beschränkungen 
beim Zugang zum Schutz in vielen Regio-

nen, aber auch positive Entwicklungen wie 
die historischen Gipfeltreffen zu Flüchtlin-
gen und Migranten im September 2016 mit 
der daraus resultierenden, bahnbrechen-
den New Yorker Erklärung sowie dem 
neuen gesamtgesellschaftlichen Ansatz, 
um Situationen von Flucht und Vertrei-
bung durch eine umfangreiche Antwort 
und entsprechende Rahmenbedingungen 
besser bewältigen zu können (Compre-
hensive Refugee Response Framework) 
und schließlich die enorme fortwährende 
Großzügigkeit von Aufnahmestaaten wie 
auch Geberregierungen gegenüber Flücht-
lingen und anderen von Flucht und Vertrei-
bung betroffenen Bevölkerungsgruppen.

UNHCR erstellt seinen Bericht „Global 
Trends“ jährlich auf Grundlage eigener 
Datenerhebungen sowie von Daten, die 
von seinem Partner, dem Internal Dis-
placement Monitoring Centre und von 
Regierungen übermittelt werden.

Der Bericht „Global Trends“ ist zu finden 
unter: http://www.unhcr.org/5943e8a34. 

Pressemitteilung IPPNW vom 9. Mai 2017

Abschiebungen

Keine Verletzung von Grundrechten, Berücksichtigung des 
Schutzes der Familie und des Kindeswohls

Die Organisation Internationale Ärzte für die Verhütung 
des Atomkrieges (IPPNW) verurteilt die Verletzungen von 
Grundrechten wie das Recht auf Leben und die körperliche 
Unversehrtheit sowie den Schutz der Familie. In den letzten 
Wochen haben Abschiebungsversuche in Bayern zu massiven 
Verletzungen der seelischen Gesundheit bei den betroffe-
nen Familien geführt. Mehrfach mussten laut der Bayrischen 
Ärzteinitiative für Flüchtlingsrechte Kleinkinder kinder- und 
jugendpsychiatrisch behandelt werden, weil sie durch Versu-
che der bayerischen Behörden, ihre Familien abzuschieben, 
massiv traumatisiert wurden.

Besonders dramatisch ist der Fall der kleinen I., deren alba-
nische Familie am 21. März 2017 unangekündigt aus der Auf-
nahme- und Rückführungseinrichtung Manching abgescho-
ben werden sollte. Dabei erlitt die Mutter einen Zusammen-
bruch. Sie befürchtet, in ihrer Heimat Opfer von Blutrache 
zu werden. Dem Vater und dem 14-jährigen Bruder, die ihr 
zur Hilfe eilten, wurden Hand- und Fußfesseln angelegt. Die 
Abschiebung scheiterte, und die Mutter musste über vier 
Wochen in der geschlossenen Psychiatrie behandelt werden. 
Die knapp zweijährige Tochter I. reagierte auf dieses Erleb-
nis mit Nahrungsverweigerung und selbstverletzendem Ver-
halten. Die konsultierte Kinder- und Jugendpsychiaterin ver-

anlasste eine stationäre Behandlung im Kinderzentrum Mün-
chen, sie sah das Kind ohne Therapie als vital gefährdet an. 
Am 12. April 2017 veranlasste die Zentrale Ausländerbe-
hörde Oberbayern erneut die Abschiebung der Familie – 
dieses Mal ohne die Mutter. Das vom Vater vorgelegte Attest 
wurde von den Polizisten ignoriert, erst ein Flughafenarzt in 
Frankfurt stoppte die Abschiebung.

Anfang März war ein 32-jähriger suizidgefährdeter Mann aus 
dem Kosovo, der wegen einer posttraumatischen Belastungs-
störung an der Uni-Klinik Gießen in Behandlung war, in das 
Landratsamt des Wetteraukreises gelockt worden, um ihn 
von dort aus abzuschieben. Der Chefarzt der Uni-Psychiat-
rie in Gießen, Professor Bernd Gallhofer, versuchte vergeb-
lich, die Abschiebung seines schwer traumatisierten Patienten 
per Eilantrag und Verfassungsbeschwerde zu verhindern. Der 
Landrat stellte daraufhin wegen angeblicher Beihilfe zum Ver-
stoß gegen das Abschiebegesetz Strafanzeige gegen Professor 
Gallhofer. Im gleichen Landkreis wurde im November letzten 
Jahres eine 16-jährige Schülerin direkt aus dem Unterricht von 
zwei Polizisten abgeholt und mit ihrer Mutter, Angehörige der 
Minderheit der Roma, nach Serbien abgeschoben.

Mit diesem unmenschlichen Vorgehen verletzen die Auslän-
derbehörden Grundrechte wie das Recht auf Leben und kör-
perliche Unversehrtheit sowie den Schutz der Familie. Die 
bayerische Ärzteinitiative für Flüchtlinge hat wegen des Falles 
der albanischen Familie Dienstaufsichtsbeschwerde gegen 
die verantwortlichen Mitarbeiter der Zentralen Ausländerbe-
hörde Oberbayern gestellt.

https://www.ippnw.de
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UNICEF ruft G7-Staaten auf, Sechs-Punkte-Plan 
zum Schutz von Kindern auf der Flucht und in 
der Migration umzusetzen

Die weltweite Zahl von Kindern und Jugendlichen, die allein 
als Flüchtlinge oder Migranten unterwegs sind, hat sich laut 
UNICEF seit 2010 verfünffacht. Allein in den vergangenen 
beiden Jahren wurden in 80 Ländern etwa 300.000 unbe-
gleitete und von ihren Eltern getrennte Kinder und Jugendli-
che unter 18 Jahren registriert, 2010 und 2011 waren es nur 
66.000 Kinder.

Zu diesem Ergebnis kommt UNICEF in dem neuen Bericht 
„A child is a child. Protecting children on the move from vio-
lence, abuse and exploitation“. Der Report dokumentiert die 
Motive der Heranwachsenden, sich auf den Weg zu machen, 
sowie die Risiken, denen sie ausgesetzt sind. Denn immer 
mehr minderjährige Flüchtlinge und Migranten weichen auf 
extrem gefährliche Routen aus. Da es kaum legale Wege gibt, 
um Landesgrenzen zu überqueren, sind sie auf die Hilfe von 
Schleusern und Menschenhändlern angewiesen. Der Bericht 
unterstreicht die dringende Notwendigkeit internationa-
ler Vereinbarungen und Maßnahmen, um diese Kinder und 
Jugendlichen vor Ausbeutung, Missbrauch und dem Tod zu 
bewahren. 

„Jedes einzelne Kind, das sich allein auf die Suche nach einer 
neuen Heimat macht, ist eines zu viel. Wir Erwachsenen tun 
zu wenig, um sie zu schützen“, so Justin Forsyth, stellvertre-
tender Exekutivdirektor des Kinderhilfswerks der Verein-
ten Nationen. „Skrupellose Schleuser und Menschenhänd-
ler nutzen die Verletzlichkeit der Mädchen und Jungen aus. 
Sie helfen ihnen über die Grenzen, nur um sie wie Sklaven zu 
verkaufen oder zur Prostitution zu zwingen. Es ist unfassbar, 
dass wir Kinder und Jugendliche nicht besser vor diesen Ver-
brechern schützen können.“

Auch der 17-jährigen Mary aus Nigeria konnte erst zu spät 
geholfen werden. Wie viele andere wurde auch sie Opfer 
eines Menschenhändlers, der ihr versprach, all ihre Kosten 
zu übernehmen und sie in Sicherheit zu bringen. In Libyen 
stellte sich jedoch heraus, dass dies falsche Versprechun-
gen waren. Mehr als drei Monate wurde sie hier von ihrem 
vermeintlichen Helfer in Gefangenschaft gehalten und miss-
braucht: „Er sagte zu mir, wenn ich nicht mit ihm schlafe, 
würde er mich nicht nach Europa bringen. Und dann verge-
waltigte er mich“, berichtet Mary, die mittlerweile in Italien 
in einer Unterkunft für Opfer sexueller Ausbeutung unterge-
bracht ist. Der aktuelle UNICEF-Bericht dokumentiert zahl-
reiche ähnlich traumatische Erfahrungen. 

„Kinder und Jugendliche auf der Flucht und in der Migration 
haben ein Recht auf besonderen Schutz und Hilfe – unab-

Zahl der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
ge und Migranten hat sich seit 2010 verfünffacht

hängig von ihrer Nationali-
tät und ihrem Aufenthaltssta-
tus. Doch tatsächlich werden 
diese Rechte immer wieder 
ignoriert“, sagte Christian 
Schneider, Geschäftsführer 
von UNICEF Deutschland. 
„Das Schicksal dieser Mäd-
chen und Jungen gehört auf 
die Agenda des G7-Gipfels in der kommenden Woche. Wir 
brauchen jetzt bessere internationale Vereinbarungen zum 
Schutz und zur Unterstützung dieser Kinder und Jugendli-
chen.“ 

Im Vorfeld des Gipfeltreffens der Staats- und Regierungschefs 
der G7 am 26. und 27. Mai 2017 in Italien hat UNICEF einen 
Sechs-Punkte-Plan zum Schutz von geflüchteten und migrier-
ten Kindern vorgelegt. Dieser umfasst folgende Maßnahmen:
1.	Kinder auf der Flucht müssen vor Ausbeutung und Gewalt 

geschützt werden. 
2.	Die Inhaftierung von geflüchteten oder migrierten Kindern 

muss aufhören. 
3.	Die Einheit der Familie muss gewahrt bleiben und jedes 

Kind braucht einen legalen Aufenthaltsstatus.
4.	Alle geflüchteten und migrierten Kinder müssen Zugang 

zu Bildung und Gesundheitsversorgung haben.
5.	Die Ursachen für die Flucht von Kindern und Jugendlichen 

aus ihrer Heimat müssen bekämpft werden.
6.	 Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung müssen 

bekämpft werden.

Weitere zentrale Ergebnisse des Berichts
•	 200.000 unbegleitete Kinder und Jugendliche haben in den 

Jahren 2015 und 2016 in 80 Ländern Asyl beantragt.
•	 Im gleichen Zeitraum wurden 100.000 unbegleitete Mäd-

chen und Jungen an der Grenze zwischen Mexiko und der 
USA aufgegriffen.

•	 In Europa haben 170.000 unbegleitete Kinder unter 18 
Jahre in den Jahren 2015 und 2016 Asyl beantragt.

•	 92 Prozent aller Minderjährigen, die Italien über den 
Seeweg erreichten, waren unbegleitet und von ihren 
Eltern getrennt.

•	 Der Anteil von Minderjährigen unter den Opfern von 
Menschenhandel beträgt annähernd 28 Prozent.

•	 Den höchsten Anteil von Kindern und Jugendlichen unter 
den Opfern von Menschenhandel haben die afrikanische 
Staaten südlich der Sahara sowie die Länder Zentralameri-
kas und der Karibik mit jeweils 64 und 62 Prozent.

•	 Schätzungsweise 20 Prozent der Schleuser haben Verbin-
dungen zu Menschenhändlerbanden.

Der englischsprachige Bericht „A child is a child: Protecting 
children on the move from violence, abuse and exploitation” 
ist unter: http://uni.cf/2qzX0xp verfügbar. 

Pressemitteiung Köln / New York, 17. Mai 2017

Schleswig-Holstein

http://www.frsh.de
http://uni.cf/2qzX0xp
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HERAUSGEGEBEN ZUM TAG DES FLÜCHTLINGS 
AM 29. SEPTEMBER 2017
Herausgeber: PRO ASYL, Bundesweite Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge

Der Tag des Flüchtlings findet im Rahmen der Interkulturellen Woche 
statt und wird von PRO ASYL in Zusammenarbeit mit dem Ökumenischen
Vorbereitungsausschuss zur Interkulturellen Woche vorbereitet.

PRO ASYL ist eine unabhängige Menschenrechtsorganisation, die sich seit mehr als 
30 Jahren für die Rechte verfolgter Menschen in Deutschland und Europa einsetzt. 
Neben Öffentlichkeitsarbeit, Recherchen und der Unterstützung von Initiativgruppen
begleitet PRO ASYL Flüchtlinge in ihren Asylverfahren und steht ihnen mit konkreter
Einzelfallhilfe zur Seite. Gemeinsam mit internationalen Partnern recherchiert und 
dokumentiert PRO ASYL auch an Europas Außengrenzen Menschenrechtsverletzun-
gen gegen Schutzsuchende. PRO ASYL engagiert sich für eine demokratische und
 offene Gesellschaft, in der Flüchtlinge die Chance auf ein menschenwürdiges Leben
haben. Die Arbeit von PRO ASYL wird über Mitgliedsbeiträge und Spenden finanziert. 

Die Stiftung PRO ASYL realisiert seit 2002 mittel- und längerfristige Projekte in der
Flüchtlings- und Menschenrechtsarbeit – von der Dokumentation von Menschen-
rechtsverletzungen in Griechenland oder Ungarn bis zur Unterstützung von Stipendien
für Flüchtlingskinder. Sie gibt Stifterinnen und Stiftern die Möglichkeit, das gemein -
same Engagement für eine weltoffene, faire und solidarische Gesellschaft nachhaltig
sicherzustellen. Mit dem jährlich verliehenen Menschenrechtspreis, der PRO ASYL-
Hand, fördert und ehrt die Stiftung Persönlichkeiten, die sich in herausragender Weise
für die Achtung der Menschenrechte und den Schutz von Flüchtlingen einsetzen.
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VERERBEN SIE SCHUTZ UND
MENSCHENRECHTE

März 2016 

Sie möchten sicherstellen, dass Ihr 
Erbe den Menschenrechten zugute-
kommt? Unser Leitfaden zum Thema
Testament und Erbschaft bietet wich -
tige Infos zur Nachlassgestaltung.

Die DIN A5-Broschüre ist kostenlos
bei PRO ASYL erhältlich (auch als
PDF, 30 Seiten).
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Wer hilft mit, Familie Salawi* zu überfallen?

ALLE, DIE HETZEN.
ALLE, DIE WEGSCHAUEN.
ALLE, DIE SCHWEIGEN. 

2016 gab es mehr als 3500 
Angriffe gegen Flüchtlinge 
und ihre Unterkünfte.

GEMEINSAM GEGEN RASSISMUS

           Foto: Corbis, *N
am
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